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Vertraulich ! 
 

Kabinettsprotokoll Nr. 207 

vom 23. Juli 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder ausgenommen Staatssekretär Dr. R e n n e r; 

ferner die Unterstaatssekretäre G l ö c k e l, M i k l a s und Dr. T a n d l e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 1: vom Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft: 

Vize-Präsident Dr. P a n t z; 

zu Punkt 2: vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten: Sektionschef Ing. 

R e i c h. 

vom Staatsamt für Heerwesen: Oberst S c h n e l l e r und Oberstleutnant 

E i m a n n s b e r g e r; zu Punkt 3: vom Staatsrat für Inneres und Unterricht: Sektionschef 

W e n e d i k t e r und Ministerialrat Dr. R u b e r; 

zu Punkt 9: vom Staatsamt für Verkehrswesen Oberstaatsbahnrat G e r t s c h e r; 

zu Punkt 9 und 10: vom Staatsamt für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 

14.00 – 18.00 

 

Reinschrift (35 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Anhang zum KRP Nr. 207 über Personalangelegenheiten (fol. 18) 

 

 

Inhalt: 

1. Vergleich zwischen der Forst- und Domänendirektion in Wien und der Firma S. 

G l e s i n g e r, betreffend Regelung der Durchführung der 
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Holzkaufvertragsauflösung. 

2. Ausgestaltung des militär-geographischen Institutes. 

3. Vollzugsanweisung über die Durchführung der Wahlen in die Nationalversammlung. 

4. Verlautbarung der Note der Reparationskommission vom 21.Mai 1920. 

5. Vollzugsanweisung, betreffend den Wirkungskreis und die Geschäftsordnung der dem 

Leiter der Heeresverwaltungsstellen beratend zur Seite stehenden Kommission der 

Landesvertretung. 

6. Belieferung der amerikanischen Kinderhilfsaktion mit Mehl. 

7. Verhandlungen über die Abstattung der Vorkriegsschulden. 

8. Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Einhebung 

einer Abgabe vom Wertzuwachs von Liegenschaften durch die Gemeinden 

Niederösterreichs mit Ausnahme von Wien und Wiener-Neustadt. 

9. Kapitalsbeteiligung an gemischtwirtschaftlichen Erwerbsunternehmungen; Regelung 

des Bezuges an Gewinnbeteiligungen und fixen Entschädigungen, welche auf die vom 

Staate in die Vertretungskörper der betreffenden Gesellschaften entsendeten aktiven 

Staatsbediensteten entfallen. 

10. Beschluss des Vorarlberger Landtages, betreffend die Errichtung einer Vorarlberger 

Landes-Feuer-Versicherungsanstalt. 

Namhaftmachung des österreichischen Vertreters für die Verhandlungen mit der 

tschechoslovakischen Regierung über die Übergabe der Verwaltung von Feldsberg 

und Gmünd. 

11. Gesetzentwurf über die Neuordnung des Besoldungswesens bei der österreichischen 

Staatseisenhahnverwaltung. 

12. Gewährung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden Notstandsbeihilfe für 

Staatsangestellte. 

13. Durchführung des Staatsvertrages von St. Germain hinsichtlich einiger Agenden des 

Kultusressorts. 

14. Anforderungen von Patrouillenboten für die Strompolizei. 

15. Genehmigung der Veräußerung von Liegenschaften seitens des 

Prämonstratenserstiftes S c h l ö g l. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 14.583 über den 

Vergleich zwischen der Forst- und Domänendirektion in Wien und der Firma Sigmund 
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Glesinger in Wien hinsichtlich der Regelung der Durchführung der 

Holzkaufvertragsauflösung mit Protokoll über den Vergleich (10 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Vortrag des StSekr. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

über die Ausgestaltung des Militärgeographischen Instituts (6 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Information zum Entwurf einer Vollzugsanweisung über die 

Durchführung der Wahlen in die Nationalversammlung (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung im Einvernehmen mit dem 

Hauptausschuss über die Durchführung der Wahl in die Nationalversammlung (22 Seiten, 

gedruckt) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. f. Heerwesen Zl. 1332/1920 über die 

Vollzugsanweisung für Wirkungskreis und Geschäftsordnung der dem Leiter der 

Heeresverwaltungsstelle beratend zur Seite stehenden Kommission der Landesvertretung (5 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Verhandlungen mit Paris über die Abstattung der Vorkriegsschulden 

(5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen z. Zl. 62.723/1920 über den 

Gesetzesbeschluss der nö. Landesversammlung für die Einhebung einer Landesabgabe vom 

Wertzuwachs von Liegenschaften durch die Gemeinden NÖ mit Ausnahme von Wien und 

Wiener Neustadt (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen z. Zl. 60814/1920 über 

Kapitalsbeteiligung an gemischtwirtschaftlichen Erwerbsunternehmungen (4 Seiten, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

29.431/11-1920 über den Beschluss des Vorarlberger Landtages auf Errichtung einer 

„Vorarlberger Landesfeuerversicherungsanstalt“ (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Entwurf des Gesetzes über die Neuordnung des Besoldungswesens 

bei der österreichischen Staatseisenbahnverwaltung (13 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Entwurf der Dienstanweisung über die Überführung des 

vorhandenen Personals in die neue Besoldungsordnung (14 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Reihung des Personales in der neuen Besoldungsordnung (14 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Gewährung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden 

Notstandsbeihilfe für Staatsangestellte (3 Seiten) 
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Beilage zu Punkt 14 betr. Entwurf eines Erlasses des Kultusamtes des StA. für Inneres und 

Unterricht über die Durchführung einiger den Kultus betreffenden Bestimmungen des 

Friedensvertrages von St. Germain (6 Seiten, zweifach) 

 

1. 

Vergleich zwischen der Forst- und Domänendirektion in Wien und der Firma G l e s i n g e r, 

betreffend Regelung der Durchführung der Holzkaufvertragsauflösung. 

Vizepräsident Dr. P a n t z erinnert daran, dass der deutsch-österreichische Staatsrat 

seinerzeit die von früher laufende, langfristigen Holzabstockungsverträge als nicht mehr 

rechtsverbindlich erklärt habe. Nunmehr sei jedoch in der Sachlage insoferne eine 

Verschiebung eingetreten, als einige Staatsämter für die Aufrechterhaltung früherer günstiger 

Verträge optiert hätten. Dadurch sei die Praxis der Gerichte schwankend geworden und es sei 

auch zweifelhaft, welchen Ausgang ein eventuell von der Firma S. G l e s i n g e r 

anzustrengender Prozess über die Rechtsbeständigkeit des von ihr mit der 

Staatsforstverwaltung im Jahre 1906 abgeschlossenen Holzkaufvertrages nehmen würde. Das 

Staatsamt für Justiz und die Finanzprokuratur hätten daher zu einem Vergleich geraten, 

welcher mit Glesinger auch erzielt wurde und worin jene Forderungen berücksichtigt 

erscheinen, welche die vom Kabinettsrate zur Prüfung dieser Angelegenheit eingesetzte 

Kabinettskonferenz verlangt habe. Redner bitte um die Genehmigung des dem Kabinettsrate 

im Wortlaute vorliegenden Vergleichsübereinkommens. Die Dringlichkeit sei dadurch 

gegeben, dass Glesinger mit Einbringung der Klage auf die Einhaltung des Vertrages drohe. 

Da er einen Anspruch auf Nachlieferung von 150.000 Festmetern Holz behaupte, so sei zu 

gewärtigen, dass er hiefür eine gerichtliche Sicherstellung verlangen werde. Dies sei aber 

geeignet, den ganzen staatlichen Forstbetrieb lahmzulegen. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n verweist darauf, dass die Regierung der Öffentlichkeit 

gegenüber für den Vertrag verantwortlich sei. In der Nationalversammlung sei auch die 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses über die Angelegenheit beantragt worden. Es sei 

notwendig, das Staatsinteresse bei diesem Vergleiche tunlichst zu wahren. Dies wäre in der 

Weise zu bewerkstelligen, dass hiebei der Holzbedarf der staatlichen Industriewerke 

sichergestellt werde. Zu diesem Zwecke wäre Glesinger nahezulegen, mit den staatlichen 

Industriewerken in Absicht auf deren Belieferung mit Schnittholz aller Art eine 

Gemeinschaft, etwa durch Bildung einer Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen Charakters 

einzugehen, in welche Glesinger die Säge, der Staat den Lieferungsvertrag als Apport 

einzubringen hätten. Bei dieser Konstruktion sei es möglich, den vorliegenden Vertrag vor der 
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Öffentlichkeit zu rechtfertigen. Redner stelle daher den Antrag, die Staatsämter für Handel 

und für Land- und Forstwirtschaft zu beauftragen, mit Glesinger einen in diesem Sinne 

gehaltenen Vertrag abzuschließen. 

Staatssekretär H e i n l schließt sich diesem Antrage mit der Kodifikation an, dass eventuell 

mit Glesinger ein Holzlieferungsvertrag für die staatlichen Industriewerke abzuschließen 

wäre. 

Nachdem noch Unterstaatssekretär M i k l a s darauf hingewiesen hatte, dass es sich im 

vorliegenden Falle um in Verwaltung des Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft stehende 

Religionsfondsforste handle und sein Ressort lediglich moralisch an einem möglichst hohen 

Ertrage aus diesem Handelsgeschäft interessiert sei, genehmigt der Kabinettsrat den von der 

Forst- und Domänendirektion in Wien mit der Firma S. G l e s i n g e r abgeschlossenen 

Vergleiches vom 20. Mai d. J. mit den Änderungen vom 14. Juli 1920 unter der Bedingung, 

dass bei diesem Anlasse eine Sicherstellung von Holz für die staatlichen Industriewerke 

erfolge, u. zw. in der Form der Bildung einer Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen Charakters, 

in welche Giesinger einzutreten hätte, oder, falls dies nicht zu erzielen wäre, im Wege eines 

Lieferungsvertrages. 

 

2. 

Ausgestaltung des Militärgeographischen Institutes. 

Staatssekretär H e i n l bespricht die Organisation des Betriebes beim 

Militärgeographischen Institute seit dem Umsturze und führt aus, dass es notwendig sei, das 

künftige Schicksal der Anstalt möglichst bald endgiltig zu regeln. Die besondere 

Dringlichkeit ergebe sich nicht nur aus sachlichen Erwägungen, sondern auch daraus, dass 

nach dem Militärabbaugesetz das Personal des Militärgeographischen Institutes mit 1. 

September l. J. pensioniert oder abgefertigt werden müsste. Da es sich um hochqualifizierte 

und unersetzbare Arbeitskräfte handle, müsse getrachtet werden, sie dem Institute zu erhalten 

und dazu ihre Übernahme in den Zivilstaatsdienst in die Wege zu leiten. 

Die hauptsächlichste Aufgabe des Militärgeographischen Institutes bilde die 

Landesaufnahme, für welche die geodätische Gruppe die astronomisch-trigonometrischen 

Grundlagen und die Nivellements höherer Präzision durchführt; anschließend daran habe 

dann die Mappierungsgruppe die topographische Landesaufnahme und die Kartenrevision zu 

besorgen. 

Hinsichtlich der künftigen Betriebsform dieser beiden Gruppen herrsche bei allen 

beteiligten Stellen Einmütigkeit darüber, dass diese Gruppen, insoweit sie die Grundlagen für 
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die staatlich notwendigen Karten schaffen, staatlich geführt werden sollen, da diese Agenden 

als staatliche und nicht minder als Kulturaufgaben angesehen und als Vertrauenssache des 

Staates gewertet werden müssen umsomehr sich dieser Aufgaben selbst die kleinsten 

Kulturstaaten nicht entziehen. Da in Hinkunft aber aus staatsfinanziellen Gründen jede 

Doppelarbeit vermieden werden müsse, sei allseits die Notwendigkeit betont worden, die 

bestehenden beiden Vermessungszweige, nämlich die militärische Landesaufnahme und die 

zivilstaatliche Katastralvermessung zu vereinigen. Es sei daher die Einreihung der 

geodätischen und der Mappierungsgruppe des Militärgeographischen Institutes in das auf 

Grund der Vollzugsanweisung vom 6. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 380, im Erstehen begriffene 

staatliche Vermessung samt vorgezeichnet. 

Mit diesen beiden gegenwärtig einheitlich geleiteten, jedoch örtlich getrennten 

vermessungstechnischen Gruppen stehen für Zwecke der Kartenerzeugung zwei weitere 

Arbeitsgruppen, u. zw. die kartographische Gruppe für die Ausführung und Evidenthaltung 

der Karten und die technische Gruppe für die Reproduktion und Vervielfältigung der 

Kartenwerke in Zusammenhang. 

Über die künftige Betriebsführung dieser beiden dank ihrer erstklassigen technischen 

Einrichtung ertragversprechenden Gruppen herrsche bei den beteiligten Stellen vorläufig noch 

keine Übereinstimmung. In Betracht käme entweder: Der rein staatliche Betrieb oder die 

Ausgestaltung als gemeinwirtschaftliches Unternehmen im Sinne des Gesetzes vom 29. Juli 

1919, St.G.Bl. Nr. 389, sei es als gemeinwirtschaftliche Anstalt oder als Aktiengesellschaft 

gemeinwirtschaftlichen Charakters. 

Die Obsorge für die Erhaltung des hervorragenden Rufes des Institutes, der schon jetzt 

durch die Mißstimmungen im Personale Abbruch leide, insbesondere aber die Notwendigkeit 

raschestens, u. zw. vor dem 1. September l. J. über den Abbau der im Institute angestellten 

Berufsmilitärpersonen zu entscheiden, gestatten nun kein weiteres Zuwarten mehr und 

erheischen eine sofortige, mindestens provisorische Regelung des künftigen Betriebes. 

Um aber auch für weiterhin jedwede endgiltige Lösung offen zu halten, erübrige nur der 

Weg, auch den zweiten Teil des Institutes, umfassend die kartographischen und 

reproduktionstechnischen Abteilungen, staatlich weiter zu führen und vorläufig nur die 

eventuelle beweglichere Form, sei es durch die Gründung einer gemeinwirtschaftlichen 

Anstalt oder eines Unternehmens gemeinwirtschaftlichen Charakters vorzubereiten. 

Der Zustand während der nächsten Zeit wäre also der, dass im sogenannten A-Gebäude des 

Institutes am Friedrich Schmidtplatz jene Abteilungen des Institutes, die die 

Geländeaufnahmen und die Reinzeichnung der Karten 1 : 25,000 besorgen, mit den anderen, 
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in das Staatsvermessungsamt einzugliedernden zivilen Stellen räumlich vereinigt und mit 

diesen unter gemeinsame Leitung gestellt werden. Im B-Gebäude am Hammerlingplatz 

dagegen sollen provisorisch zwar auch staatlich, jedoch in kaufmännisch freier Form und 

unter tunlichster Vollausnützung der Maschinen und Inventarien, die bereits in diesem Hause 

zusammengezogenen kartographischen und reproduktionstechnischen Abteilungen unter einer 

eigenen technisch-kaufmännischen Betriebsleitung weitergeführt werden. 

Diese Art der Einteilung sichere nach dem Urteile der Fachkreise zugleich auch am besten 

den rationellen Betrieb der beiden Abteilungen. 

Redner stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat möge die Weiterführung des 

Militärgeographischen Institutes in der Form beschließen, dass die Abteilungen der 

geodätischen und Mappierungsgruppen umgehend in die zivilstaatliche Verwaltung 

übernommen und vorläufig bis zur Finalisierung der Organisationsmaßnahmen für das im 

Entstehen begriffene staatliche Vermessungsamt dem Leiter der Generaldirektion des 

Grundsteuerkatasters unterstellt werden. Für den restlichen Teil, die kartographische und 

technische Gruppe, hingegen wird die Fortführung als staatlicher Verwaltungsbetrieb, 

zusammengefasst unter einer eigenen sachtechnisch-kaufmännischen Leitung in tunlichst 

kaufmännisch-freier Form, nur als provisorische Maßnahme in Aussicht genommen und das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, dem die Durchführung des 

Beschlusses einvernehmlich mit den beteiligten Staatsämtern obliegt, beauftragt, jene 

Verhandlungen unbehindert fortzusetzen, die darauf abzielen, den zweitgenannten Institutsteil 

als gemeinwirtschaftliches Unternehmen im Sinne des Gesetzes vom 29. Juli 1919, St.G.Bl. 

Nr. 389, auszugestalten. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erklärt sich mit der vorläufigen Weiterführung als 

staatlicher Betrieb einverstanden, wünscht aber, dass dieses Provisorium ausdrücklich bis zum 

1. Oktober l. J. befristet und weiters festgelegt werde, dass in der Zwischenzeit keine, der 

endgiltigen Entscheidung vorgreifenden organisatorischen Maßnahmen erfolgen dürfen. 

Für den geodätischen Teil des Institutes erkenne Redner die staatliche Betriebsführung als 

die richtige Form an; die kartographisch-technische Abteilung dagegen müsse, um Erträge zu 

liefern, kaufmännisch geleitet und daher vom Staate losgelöst werden. Hiebei wäre die 

Konstruktion der Errichtung einer gemeinwirtschaftlichen Anstalt zu wählen, weil bei einer 

Aktiengesellschaft gemeinwirtschaftlichen Charakters der Staat in den Betriebseinrichtungen 

und der Monopolstellung des Institutes Millionenwerte an Apports einbrächte, denen auf der 

Seite der übrigen Teilnehmer keine gleichartigen Gegenwerte gegenüberständen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h ersucht um Aufklärung über die Gestaltung der künftigen 
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Personalverhältnisse beim Militärgeographischen Institute, welche Staatssekretär H e i n l und 

Sektionschef Ing. R e i c h erteilen. 

Oberst S c h n e l l e r vertritt im Namen des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h die Forderung, 

das Militärgeographische Institut in allen seinen Teilen, wenn auch im verkleinerten Umfange 

als reinen Staatsbetrieb beizubehalten. Wie die Verhältnisse liegen, sei nur der Staat im 

Stande, gute und verlässliche Karten herzustellen. Der Privatbetrieb würde sich immer unter 

Vernachlässigung der kostspieligen kartographischen Arbeiten mehr auf das 

gewinnbringendere Reproduktions- und Druckgeschäft verlegen und daher die Karten, da bei 

der faktischen Monopolstellung des Institutes jeder Anreiz zu besseren Leistungen durch die 

private Konkurrenz fehle, immer schlechter und rückständiger werden. Der Betrieb des 

Militärgeographischen Institutes in dem Umfange, wie er dem Staatsamte für Heerwesen 

vorschwebe, erfordere einen Jahresaufwand von 12 Millionen Kronen, der aber durch 

Erhöhung der Verkaufspreise der Karten noch ermäßigt werden könnte. 

Sollte der Kabinettsrat aber trotzdem auf die Beibehaltung des Militärgeographischen 

Institutes als eines staatlichen Betriebes nicht eingehen, so müsste wenigstens die Trennung 

zwischen dem staatlich verbleibenden Teile und dem gemeinwirtschaftlichen Betriebe in 

anderer Art als vorgeschlagen vollzogen werden. Nach den Absichten des Staatsamtes für 

Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten solle der dem Vermessungsamt anzugliedernde 

Teil des Militärgeographischen Institutes als Endarbeit einen gezeichneten Plan im Maßstabe 

1 : 25,000, also ein reines Zwischenprodukt, das überhaupt noch keine Karte darstelle, liefern, 

und die kartographische Bearbeitung erst in dem kaufmännisch betriebenen Teile erfolgen. Da 

gerade hier aus die Verschlechterung des Kartenmateriales zu besorgen sei, möchte das 

Staatsamt für Heerwesen beantragen, den Herstellungsprozess bis einschließlich der 

Anfertigung der Hauptkarte im Maßstabe 1 : 75,000 dem Vermessungsamt zu überlassen und 

diesem auch die Überwachung der Herstellung der Druckform und die weitere Evidenthaltung 

einzuräumen. 

Der Betrieb des Institutes in diesem Umfange koste jährlich 7 Millionen Kronen. Die 

Differenz gegenüber dem Erfordernis für einen Betrieb nach den Absichten des Staatsamtes 

für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten im Jahresbetrage von 5 Millionen Kronen 

sollte nicht in die Waagschale fallen, da es sich um die Erfüllung einer Kulturausgabe handle, 

welche in allen Ländern vom Staate besorgt werde. 

Staatssekretär H e i n l begrüßt den Standpunkt des Staatsamtes für Heerwesen und 

empfiehlt dem Referenten, ihn im Zuge der bevorstehenden Verhandlungen über die künftige 

Gestaltung des kartographisch-technischen Teiles des Institutes zu erneuern. 
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Der Kabinettsrat erhebt sohin den Antrag des Staatssekretärs für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten mit der Einschränkung zum Beschluss, dass als Frist für die vorläufige 

Weiterführung der kartographisch-technischen Abteilung im Staatsbetriebe der 1. Oktober 1. 

J. bestimmt und festgesetzt werde, dass in dieser Zeit keine präjudizierlichen 

organisatorischen Maßnahmen, sei es in der Richtung eines Abbaues oder einer Erweiterung, 

getroffen werden dürfen. 

 

3. 

Vollzugsanweisung über die Durchführung der Wahlen in die Nationalversammlung. 

Staatssekretär B r e i s k y führt aus, dass sich durch die Novellierung der Wahlordnung für 

die konstituierende Nationalversammlung die Notwendigkeit der gleichzeitigen Abänderung 

der auf Grund der Wahlordnung vom 18. Dezember 1918, St.G.Bl. Nr. 115, erlassenen 

Vollzugsanweisungen betreffend die Bildung der Wahlbehörden, dann betreffend die 

Verzeichnung der Wahlberechtigten und schließlich über die Vornahme der Wahlen ergeben 

habe. 

Bei diesem Anlasse seien die drei Vollzugsanweisungen in eine einzige zusammengefasst 

worden, die nach Artikel II, Pkt. 23, der neuen Wahlordnung von der Staatsregierung im 

Einvernehmen mit dem Hauptausschusse zu erlassen wäre. 

Aufbau und Wortlaut der neuen Vollzugsanweisung schließen sich im großen und ganzen 

an die früheren Vollzugsanweisungen an. Die darin vorgenommenen Änderungen seien 

entweder durch den Inhalt des Gesetzes bedingt oder betreffen Anregungen, die gelegentlich 

der Beratung der Wahlordnung im Verfassungsausschusse gegeben wurden.  

Der sprechende Staatssekretär erbitte nunmehr die Ermächtigung, die Vollzugsanweisung 

an den Hauptausschuss zur Genehmigung leiten zu dürfen. 

Sektionschef W e n e d i k t e r erläutert die wesentlichsten Neuerungen der 

Vollzugsanweisung und hebt dabei hervor, dass darin die Frage der Tragung der Kosten der 

Wahldurchführung offen gelassen worden sei. Die bisherige Vollzugsanweisung habe, 

ausgehend von dem Gedanken, dass mit der Zusammenlegung der staatlichen und autonomen 

Verwaltung auch die Unterscheidung zwischen staatlichen, Landes- und Gemeindemitteln 

weggefallen sei, auch die Länder und Gemeinden zu den Wahlkosten herangezogen. Dieser 

Vorgang habe jedoch bei den autonomen Körperschaften Widerspruch erregt, sodass gewisse, 

den Ländern und Gemeinden zugewiesene Auslagen intern auf den Staatsschatz übernommen 

werden mussten. Darum stelle jetzt § 24 lediglich die Verpflichtung des Staates auf, die 

Entschädigung für die Mitglieder der Wahlordnung zu tragen, wogegen im übrigen die 
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Verteilung der Konten im Sinne eines Resolutionsbeschlusses der Nationalversammlung der 

Entscheidung des Hauptausschusses überlassen werde. 

Sektionschef Dr. G r i m m vergewissert sich, dass die Weglassung der Bestimmungen der 

früheren Vollzugsanweisung über die Mitbeteiligung der Länder und Gemeinden an den 

Wahlkosten nicht die Absicht verfolge, diese Auslagen dem Staate allein zuzuweisen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erklärt, eine sachliche Stellungnahme der Staatsregierung zu 

der Vollzugsanweisung sei unmöglich, bevor nicht die parlamentarischen Kabinettsmitglieder 

Gelegenheit hatten, mit den Parteien Rücksprache zu pflegen. Er beantrage daher, entweder 

den Gegenstand zu vertagen oder aber den Entwurf an den Hauptausschuss mit dem 

ausdrücklichen Bemerken weiterzuleiten, dass der Kabinettsrat eine meritorische Beratung 

der Vollzugsanweisung nicht vorgenommen habe, sondern die Entscheidung dem 

Hauptausschusse überlasse. 

Nach dem Vorschlage des Staatssekretärs B r e i s k y spricht sich der Kabinettsrat für 

letzteren Vorgang aus und ermächtigt den genannten Staatssekretär, die Vollzugsanweisung 

dem Präsidenten der Nationalversammlung mit dem Beifügen zur Weiterleitung an den 

Hauptausschuss vorzulegen, dass der Kabinettsrat davon Abstand genommen habe, die 

einzelnen Bestimmungen des Entwurfes einer sachlichen Prüfung zu unterziehen. 

 

4. 

Verlautbarung der Note der Separationskommission vom 21. Mai 1920. 

Der Vorsitzende bringt dem Kabinettsrat eine Note der Reparationskommission vom 19. 

Juli d. J. zur Kenntnis, die sich im wesentlichen mit dem Gesetzentwurf über die 

Vermögensabgabe befasst, jedoch die weitere Erklärung enthält, dass sich die 

Reparationskommission zu einer Interpretation des Artikels 2 beziehungsweise zu einer 

Abänderung des Artikels 3 der Note vom 21. Mai 1920 nicht veranlasst sehe und gezwungen 

sei, das Ersuchen zu stellen, dass ihre Note vom 21. Mai 1920 binnen kürzester Zeit in der 

Amtszeitung oder in einem Anhang zum Gesetz über die Vermögensabgabe verlautbart 

werde. 

Der Vorsitzende stelle demgemäß den Antrag, dass die Staatsregierung die Note in der 

Wiener Zeitung veröffentliche und erbitte eine Äußerung des Kabinettsrates ob darüber 

zunächst der Hauptausschuss befragt werden soll. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h gibt der Anschauung Ausdruck, dass die 

Reparationskommission keinen besonderen Wert auf die Veröffentlichung lege, der 

bezügliche Passus in der letzten Note vielmehr lediglich eine Antwort auf die von ihm 
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gemachte Einwendung sei, dass die Berufung einer nicht publizierten Note im Gesetze aus 

gesetzestechnischen Gründen nicht angängig sei. Keinesfalls könne aber die Veröffentlichung 

der Note erfolgen, bevor nicht eine authentische Interpretation des Artikels 2 erzielt sei. Diese 

Interpretation hätte etwa in der Form zu erfolgen, dass auf Grund der geführten 

Verhandlungen festgestellt werde, der Wortlaut des Artikels 2 habe nicht jene strikte 

Auslegung zu erfahren, wie der Text annehmen lasse, die Reparationskommission gestatte 

vielmehr den Ländern und Gemeinden die Aufnahme von Investitionsdarlehen sowie die 

Veräußerung öffentlichen Eigentums, letzteres unter der Voraussetzung, dass diese nicht an 

das Ausland erfolge. 

Er stelle daher den Antrag, die Publikation sofort nach Abschluss der Verhandlungen über 

die Interpretation des Artikels 2 zu vollziehen und die Verhandlungen zunächst fortzusetzen. 

Staatssekretär H a n u s c h glaubt, dass die Veröffentlichung ein bedenkliches Präjudiz für 

die Behandlung künftiger Noten der Reparationskommission darstelle und daher erst über 

neuerliche Urgenz und im Falle der unabweisbaren Notwendigkeit vollzogen werden solle. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erwartet von den weiteren Verhandlungen über die 

Interpretation kaum ein befriedigendes Ergebnis und meint, dass die Regierung doch genötigt 

sein werde, die Note in ihrem jetzigen Wortlaut zu veröffentlichen. Er hält es daher für 

zweckmäßiger, die Verlautbarung der Note statt unter Bezugnahme auf die Forderung der 

Reparationskommission im Hinblicke darauf zu vollziehen, dass sie in den eben 

beschlossenen Finanzgesetzen berufen werde und die Steuerträger daher ein Interesse daran 

haben, nunmehr auch ihren Wortlaut kennen zu lernen. 

Ministerialrat Dr. G r ü n b e r g e r verweist darauf, dass die Note ja ohnedies schon in der 

Wiener Zeitung auf Grund ihrer Mitteilung durch Staatskanzler Dr. R e n n e r in der Sitzung 

des Finanz- und Budgetausschusses vom 2. Juni 1. J. abgedruckt sei. Hiezu bemerkt der 

Vorsitzende, dass die Reparationskommission eine amtliche Veröffentlichung verlange. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n regt an, gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Note 

einen aufklärenden Artikel in der Presse, etwa aus der Feder des Sektionschefs Dr. 

S c h ü l l e r, erscheinen zu lassen, welcher einen Kommentar zur Note zu geben und zum 

Ausdruck zu bringen hätte, dass noch Verhandlungen über die Auslegung einzelner 

Bestimmungen im Zuge seien. 

Schließlich einigt sich der Kabinettsrat dahin, dass die Note vom 21. Mai 1920 mit 

Berufung auf die Zitierung in den eben senen (sic!) Finanzgesetzen in der „Wiener Zeitung“ 

veröffentlich werde und gleichzeitig ein aufklärender Artikel im Sinne der vom Staatssekretär 

Dr. E l l e n b o g e n gemachten Anregungen erscheine. Vor der Durchführung ist dem 
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Staatssekretär Dr. R e n n e r noch Gelegenheit zur Stellungnahme zu bieten. 

 

5. 

Vollzugsanweisung, betreffend den Wirkungskreis und die Geschäftsordnung der dem Leiter 

der Heeresverwaltungsstellen beratend zur Seite stehenden Kommission der 

Landesvertretung. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h bemerkt zum Gegenstande, dass Staatssekretär H e i n l den 

Wunsch geäußert habe, der dem Kabinettrate vorliegende Entwurf der Vollzugsanweisung 

möge zunächst den Landesregierungen zur Äußerung mitgeteilt werden. Der sprechende 

Staatssekretär sei bereit diesem Wunsche zu entsprechen, stelle jedoch ausdrücklich fest, dass 

das Staatsamt für Heerwesen nach dem Wehrgesetz berechtigt gewesen wäre, die Regelung 

ganz im eigenen Wirkungskreis und ohne Mitwirkung des Kabinettsrates zu treffen. Redner 

habe die Angelegenheit lediglich deswegen in den Kabinettsrat gebracht, um jede 

Konfliktsmöglichkeit zu vermeiden, Er müsse daher den besonderen Vorbehalt machen, dass 

aus dieser Vorgangsweise kein Präjudiz für andere Fälle abgeleitet werden dürfe. 

 

6. 

Belieferung der amerikanischen Kinderhilfsaktion mit Mehl. 

Der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung gibt bekannt, dass der gewesene 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u ß  in einem Schreiben vom 30. März l. J. den Leitern 

der American Relief Administration Mr. B r o w n und M. T a y l o r die Belieferung der 

amerikanischen Kinderhilfsaktion mit 4840 t Mehl unter der Voraussetzung zugesichert habe, 

dass die amerikanische Kinderhilfsaktion ihrerseits die sonstigen Lebensmittel für die 

Ausspeisung von 300.000 Kindern täglich bis zum 1. August und 100.000 Kindern täglich 

nach diesem Zeitpunkte beistelle. Die Kinderhilfsaktion habe nunmehr in einem Schreiben 

vom 13. Juli 1. J. mitgeteilt, dass bis zum 1. September l. J. die Ausspeisung von 300.000 

Kindern und von da an bis zum 31. März 1921 von 200.000 Kindern täglich gesichert sei, ihr 

daher das in Aussicht gestellte Mehlquantum kostenlos zugewiesen werden möge. Die 

Lieferung hätte aus dem von der Grain-Corporation auf Kredit eingehenden Mehlsendungen 

bis zum 15. August l. J. zu erfolgen. 

Das Wesentlichste der Angelegenheit liege darin, dass die American Relief Administration 

das Mehl, dass einen Wert von 125 Millionen Kronen darstelle, kostenlos verlange, obwohl in 

der vorangegangenen Korrespondenz von einer unentgeltlichen Belieferung nirgends 

ausdrücklich die Rede war. Trotzdem dürfte sich aber das Staatsamt für Volksernährung 
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dieser Forderung im Hinblicke auf die große Bedeutung der amerikanischen Kinderhilfsaktion 

für Wien nicht entziehen können, zumal sie eine Schöpfung des um Österreich 

außerordentlich verdienten Mister Hoover sei und sich der besonderen Beachtung der 

maßgebenden Stelle erfreue. Allenfalls könnte der Versuch gemacht werden, bei der 

seinerzeitigen Abrechnung der 200.000 t - Lieferung den Posten von 4,840 t aus der Summe, 

für welche Goldschatzbons gegeben werden, auszuscheiden, beziehungsweise um die 

Nachlieferung dieses Quantums zu ersuchen. 

Redner erbitte daher die Zustimmung des Kabinettsrates zu folgenden Anträgen: 

1.) Der Amerikanischen Kinderhilfsaktion ist die beanspruchte Menge von 4840 t 

Mehl aus den von der Grain-Corporation auf Kredit zur Verfügung gestellten 200.000 

t in noch näher zu vereinbarenden Teilmengen, kostenfrei unter der Bedingung zu 

überlassen, dass sie ihrerseits die im Schreiben des Leutnant Stockton vom 14. Juli 

1920 erwähnten Lebensmittel in einer für die tägliche Ausspeisung von 200.000 

Kinder bis zum 1. Juli 1921 genügenden Menge gratis beistelle. 

2.) Die Menge von 4840 t ist als definitiv zu betrachten, eine Erhöhung tritt auch 

für den Fall nicht ein, dass die Anzahl der täglich auszuspeisenden Kinder in der Zeit 

nach dem 1. September 1920 über die Zahl von 200.000 erhöht wird. 

3.) Dem Staatsamte für Volksernährung ist die Kontrolle über die Gebarung der 

Amerikanischen Kinderhilfsaktion mit dem ihr zur Verfügung gestellten Mehle 

einzuräumen, die durch einen von ihm delegierten Funktionär ausgeübt wird. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r widersetzt sich war nicht der kostenlosen Belieferung 

der Amerikanischen Kinderhilfsaktion mit Mehl, verweist aber darauf, dass es in der 

Öffentlichkeit vollkommen unbekannt sei, welch‘ hohe Beträge der Staat zu den 

verschiedenen fremden Hilfsaktionen leiste. Dadurch sei die unrichtige Meinung entstanden, 

die Bevölkerung Österreichs lebe überhaupt nur noch von den Spenden des Auslandes. Dazu 

komme noch, dass über die Tätigkeit gerade der Amerikanischen Kinderhilfsaktion trotz aller 

Bemühungen kein richtiges Bild gewonnen und besonders nicht ermittelt werden könne, wie 

viel die Amerikaner ihrerseits dazu beitragen. 

Redner halte dafür, dass der Anlass benützt werden sollte, die Allgemeinheit über den 

wahren Sachverhalt aufzuklären, dass die verschiedenen, fälschlich bloß dem Auslande 

zugeschriebenen Wohlfahrtsaktionen auch aus den eigenen Steuergeldern mit 

Millionenbeträgen bedacht werden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h und Ministerialrat Dr. G r ü n b e r g e r pflichten den 

Ausführungen des Vorredners nachdrücklichst bei. 
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Der Kabinettsrat beschließt sohin im Sinne des Antrages des Leiters des Staatsamtes für 

Volksernährung und ermächtigt diesen, nach einem weiteren Antrage, gleichzeitig in der ihm 

geeignet scheinenden Weise die Öffentlichkeit über die Beitragsleistung Österreichs zu den 

ausländischen Hilfsaktionen zu orientieren. 

 

7. 

Verhandlungen über die Abstattung der Vorkriegsschulden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erinnert daran, dass über eine Einladung des französischen 

Ministerpräsidenten M i l l e r a n d Anfangs Mai l. J. in Paris Verhandlungen über gewisse 

Modifikationen, bei Anwendung der Artikel 248 und 249 des Staatsvertrages von St. 

Germain, betreffend die Rückzahlung der Vorkriegsschulden, stattgefunden haben. Die 

Verhandlungen seien im wesentlichen ohne Ergebnis geblieben, da sich zeigte, dass es den 

Franzosen weniger darum zu tun sei, Modalitäten für die prompte Regulierung der 

Vorkriegsschulden zu finden, als vielmehr darum, in Österreich, und mit Hilfe des 

österreichischen Eigentums in den Sukzessionsstaaten auch in diesen, eine Politik der 

wirtschaftlichen Penetration zu treiben. Die damalige Kommission vermochte nur mit großer 

Mühe, diesen Tendenzen der Franzosen Widerstand zu leisten und die ganze Angelegenheit 

mehr auf das technische Problem der Schuldenbezahlung zurückzuführen. Inzwischen haben 

die Franzosen in einer neuerlichen Note die Vorschläge, die von der österreichischen 

Kommission in Paris erstattet worden waren, kritisiert und ihrerseits einen Vertragsentwurf 

übermittelt, von dessen sofortiger Unterzeichnung sie den Verzicht auf die direkte und 

sofortige Eintreibung der französischen Forderungen gegen österreichische Privatschuldner 

abhängig zu machen erklärten. 

Der Friedensvertrag gebe nämlich den alliierten Regierungen die Wahl, entweder ein 

Kompensationsamt zu erreichen, in welchem Falle der österreichische Staat ausschließlich für 

die Begleichung der Schulden seiner Staatsbürger aufzukommen hätte, wobei es ihm 

überlassen bleibe, sich mit diesen auf eine ihm gut scheinende Art auseinanderzusetzen, - oder 

unter Verzicht auf dieses System den französischen Schuldnern die sofortige Eintreibung 

seiner Forderungen gegen jeden einzelnen österreichischen Schuldner zu gestatten. In diesem 

letzteren Falle bleibe freilich der Staat außerhalb jeder Haftung; andererseits dürfe aber nicht 

übersehen werden, dass die sofortige Bezahlung der Valutaschulden, und noch vielmehr der 

ursprünglich auf Kronen lautenden, nach Maßgabe der Bestimmungen des Artikels 248 

jedoch gleichfalls in der betreffenden ausländischen Währung zu entrichtenden Schulden für 

die Mehrheit der österreichischen Schuldner ein Ding der Unmöglichkeit sei und unfehlbar 
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zum Ruin einer großen Anzahl von Unternehmungen führen müßte. 

Die Franzosen seien, wie aus wahllosen und gar nicht anzuzweifelnden Äußerungen 

hervorgehe, im Hinblick auf die staatsfinanzielle Situation Österreichs entschlossen, in 

keinem Falle ein Kompensationsamt zu errichten, sondern, wenn eine Einigung nicht 

zustandekomme, auf jeden Fall ihre Staatsbürger zur direkten Eintreibung zu ermächtigen. 

Um dieser Gefahr zu begegnen, habe das Finanzamt einen Vertragsentwurf ausgearbeitet, 

welcher von den französischen Vorschlägen nur einen einzigen, nämlich das Zugeständnis 

übernehme, dass für eine gewisse Gruppe von Schulden nicht, wie dies nach dem 

Friedensvertrag der Fall wäre, entweder der Staat der der Privatschuldner, sondern beide 

kumulativ haften. Dieses Zugeständnis werde an folgende für uns hochwertige Bedingungen 

geknüpft, dass 

1) die französische Regierung eine Frist von 6 bis 8 Monaten gewähre, während 

welcher es unter Derogation der bezüglichen Bestimmungen des Friedensvertrages 

jedem österreichischen Schuldner freistehen soll, sich mit seinem französischen 

Gläubiger auf Grund privater Vereinbarungen auszugleichen. 

2) Dass die auf diese Weise nicht ausgeglichenen Schulden durch eine office de 

compensation geregelt werden, wobei zu der Staatshaftung noch jene des primär 

Verpflichteten hinzutritt. Als Bedingung werde jedoch eine 10jährige Stundung der 

Valutaschulden und eine auf 30 Jahre erstreckte Frist für die Abstattung der in Francs 

konvertierten Kronenschulden gestellt. Die Valutaschulden sollen voll, die 

ursprünglichen Kronenschulden nur mit einem Bruchteil ihres Umrechnungswertes 

durch Pfänder sichergestellt werden. Bezüglich der Zinsen hätten erhebliche 

Zugeständnisse platzzugreifen. Ferner solle die bedingungslose Freigabe aller 

persönlichen Habseligkeiten, wie Möbel, Kleidungsstücke u. dgl. die in Frankreich 

sequestriert worden sind, verlangt werden, wobei nach dem österreichischen 

Vorschlage überdies noch ein System platzzugreifen hätte, welches nach Maßgabe der 

erfolgenden Annuitäten Zahlungen die Verfügung über einen großen Teil der in 

Frankreich, befindlichen österreichischen Vermögenschaften sichern würde. Die 

Rembourschulden sollen unter Heranziehung des Gold- und Devisenbestandes der 

Österreichisch-ungarischen Bank zurückgezahlt werden, -ein System, das deshalb 

große Vorteile biete, weil diese Werte für Österreich nach den Bestimmungen des 

Friedensvertrages doch auf alle Fälle verloren sind. 

Redner beabsichtige, sich zusammen mit Banksachverständigen am 26. ds. Mts. zu 

Verhandlungen nach Paris zu begeben, er gäbe sich über deren voraussichtlichen Ausfall 
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keinen Täuschungen hin und nehme als wahrscheinlich an, dass wir dabei genötigt sein 

werden, den eben skizzierten Vertragsentwurf in einem für uns naturgemäß ungünstigen Sinn 

abzuändern. 

Da es sich nach der ganzer Sachlage nur darum handeln könne, einen Vertrag zustande zu 

bringen, welcher gegenüber dem Friedensvertrage Erleichterungen verschaffe, und eine 

neuerliche Berichterstattung an den Kabinettsrat vor der Unterzeichnung nicht mehr möglich 

sein dürfte, weil die Franzosen auf dem Abschlusse vor Ablauf von 30 Tagen nach 

Ratifizierung des Friedensvertrages, das ist spätestens am 15. August l. J. bestehen, erbitte der 

sprechende Staatssekretär die Genehmigung, den Vertrag nicht nur in seiner vorliegenden 

Form unterfertigen, sondern ihn auch dann abschließen zu dürfen, wenn die Bedingungen des 

Übereinkommens überhaupt derartige seien, dass Redner sie nach genauer Prüfung der 

Sachlage als für das finanzielle Interesse Österreichs noch erträglich verantworten zu können 

glaube. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h meint, dass der Kabinettsrat sich wohl darauf beschränken 

müsse, die Verhandlungsgrundlage, welche dem Staatssekretär für Finanzen als angemessen 

erscheinen, gutzuheißen. Dagegen müsse der Kabinettsrat darauf Wert legen, rechtzeitig 

Informationen zu bekommen, sobald die Verhandlungen in Paris in ein entscheidendes 

Stadium treten. 

Unterstaatssekretär M i k l a s schließt sich dieser Auffassung an, gibt jedoch zu erwägen, 

ob nicht der Versuch gemacht werden solle, die Bürgschaft eines anderes ausländischen, als 

des französischen Kapitales, womöglich des amerikanischen zu erlangen, um zu verhindern, 

dass sich die Franzosen durch die rücksichtlose Einbringung der Vorkriegsschulden zu Herren 

der ei ischen (sic!) Industrie machen und sie dann in ihrem und im Interesse der 

Nationalstaaten führen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h betont, dass die Verhandlungen gerade darauf abzielen, durch 

Erwirkung von Erleichterungen für die Durchführung des Friedensvertrages unsere Industrie 

gegen einen Zugriff der Franzosen zu schützen. Den Versuch, amerikanisches Kapital zur 

Übernahme einer Bürgschaft für die Vorkriegsschulden zu gewinnen, halte Redner für 

aussichtslos, da es sich immer wieder und so auch jetzt bei den Verhandlungen mit der 

Morgan-Gruppe zeige, dass das fremde Kapital nur für gewisse Unternehmungen Interesse 

habe, aber durchaus nicht beabsichtige, an der wirtschaftlichen Wiederaufrichtung Österreichs 

im allgemeinen mitzuwirken. 

Der Kabinettsrat ermächtigt schließlich den Staatssekretär für Finanzen, die 

Verhandlungen über die Abstattung der Vorkriegsschulden in Paris auf der von ihm 
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angedeuteten Grundlage zu führen, ladet ihn jedoch ein, über alle wichtigen Phasen der 

Verhandlungen fortlaufend Bericht zu erstatten. 

 

8. 

Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Einhebung einer 

Abgabe vom Wertzuwachs von Liegenschaften durch die Gemeinden Niederösterreichs mit 

Ausnahme von Wien und Wiener Neustadt. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h unterbreitet dem Kabinettsrat einen Gesetzesbeschluss des 

niederösterreichischen Landtages, vom 23. Juli 1920, durch welchen die Gemeinden 

Niederösterreichs ermächtigt werden sollen, vom Wertzuwachs von Liegenschaften eine 

Abgabe, wie sie in Wien bereits seit dem Jahre 1916 bestehe, und eben jetzt auch in Wiener 

Neustadt eingeführt werde, zu erheben. Obwohl das Gesetz bereits vor der Einbringung im 

Landtage dem Staatsamte für Finanzen vorgelegen war, weise es doch noch einige Mängel 

auf, weil in mehreren Punkten den Bemerkungen des Staatsamtes für Finanzen nicht 

Rechnung getragen worden sei. So übertrage § 16 die Bemessung, Vorschreibung und 

Einhebung der Wertzuwachsabgabe dem Stadtrat, beziehungsweise dem Gemeindevorstande, 

die nach Ansicht des Staatsamtes für Finanzen, jedoch selbst in größeren Gemeinden, oft 

nicht in der Lage sein werden, das schwierige Bemessungsgeschäft zu besorgen. Die 

Bemessung sollte daher entweder im Gesetze selbst einem vom Landesrat zu bestellenden 

„Gemeindezuwachsabgabeamt“ gegen einen Regiebeitrag zugewiesen oder es sollte 

wenigstens im Gesetz die Übertragung an ein solches Amt, sei es durch 

Gemeinderatsbeschluss, sei es im Aufsichtswege durch den Landesrat vorgesehen werden. 

Eine Änderung des Gesetzes in diesem Punkte nach den Erfahrungen bei der Durchführung 

könne wohl der Zukunft überlassen bleiben. 

Ferner sei vom Staatsamt für Finanzen in den Vorverhandlungen die Aufnahme einer 

Bestimmung verlangt werden, dass falls die Einhebung der Abgabe in einer Gemeinde 

rückwirkend beschlossen werde, die Haftung des Erwerbers für die Zeit der Rückwirkung 

ausgeschlossen bleibe. Dieses Verlangen habe keine Berücksichtigung gefunden. Hier könne 

aber wohl im Wege der von der Landesregierung zu erlassenden Vollzugsanweisung Abhilfe 

geschaffen werden, indem dort festgesetzt wird, dass die Haftung des Erwerbers dann nicht 

geltend zu machen sei, wenn der Stichtag vor dem Einführungsbeschluss liegt und die 

Veräußerung zwischen diesen zwei Zeitpunkten stattgefunden habe. 

Neben diesen Mängeln bestehen noch kleinere formelle Mängel. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte sohin die Ermächtigung, die niederösterreichische 
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Landesregierung unter Hinweis auf die vorstehend angeführten Mängel verständigen zu 

dürfen, dass von der Erhebung einer Vorstellung abgesehen und der sofortigen Verlautbarung 

des Gesetzes zugestimmt werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

9. 

Kapitalsbeteiligung an gemischtwirtschaftlichen Erwerbsunternehmungen; Regelung des 

Bezuges an Gewinnbeteiligungen und fixen Entschädigungen, welche auf die vom Staate in 

die Vertretungskörper der betreffenden Gesellschaften entsendeten aktiven Staatsbediensteten 

entfallen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h verweist darauf, dass sich entsprechend den sozialen und 

volkswirtschaftlichen Ansichten die Fälle sich mehren, in denen sich der Staat entweder an 

schon bestehenden privaten Erwerbsgesellschaften mit Kapital beteiligt oder solche, 

besonders zur Verwertung von Demobilisierungsgütern im Vereine mit anderen öffentlichen 

Körperschaften oder mit Privaten selbst ins Leben ruft. 

In solchen Fällen müsse der Staat natürlich seiner Kapitalbeteiligung entsprechend auch in 

den Verwaltungsorganen der Gesellschaften vertreten sein. Es erscheine nun praktisch und 

zweckdienlich, mit dieser Vertretung nicht grundsätzlich nur außenstehende Personen oder 

Staatspensionisten, sondern vielmehr aktive Staatsbeamte zu betrauen, und zwar gerade 

solche, welche kraft ihrer Amtstätigkeit, die von der Staatsverwaltung mit der staatlichen 

Beteiligung angestrebten Zwecke genau kennen und kraft ihrer Kenntnisse und Erfahrungen 

auch in der Lage sind, das staatsfinanzielle wie auch das volkswirtschaftliche Interesse dem 

Staates zu wahren. Nun untersage aber § 33 der Dienstpragmatik den Beamten die Teilnahme 

an der Verwaltung von Aktien- oder anderen auf Gewinn berechneten Gesellschaften im 

Vorstand, im Verwaltungs- oder Aufsichtsrat und ermächtige die Zentralstelle nur in 

Ausnahmefällen die unentgeltliche Teilnahme an der Leitung der bezeichneten 

Unternehmungen dann zu gestatten, wenn dies im unmittelbaren staatlichen Interesse gelegen 

sei. 

Bei Erwerbsunternehmungen bestehe nun aber die allgemeine Übung, dass die Mitglieder 

des Verwaltungsrates oder anderer Vertretungskörper der Gesellschaften für ihre 

Mühewaltung statt oder neben einer fixen Entlohnung eine Gewinnbeteiligung erhalten. 

Es ergebe sich daher die Frage, wem angesichts der zitierten Bestimmungen der 

Dienstpragmatik solche auf die staatlichen Vertreter entfallenden Entschädigungen 

zuzukommen haben. 
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Der Anspruch der Beamten auf eine entsprechende Entschädigung für ihre Mühewaltung 

unterliege keinem Zweifel, da es sich hier um eine über die normalen Amtspflichten 

hinausgehende und mit einer weitgehenden persönlichen Verantwortung verbundene Tätigkeit 

handle. 

Ein direkter Bezug der von den Gesellschaften den Mitgliedern ihrer Vertretungskörper 

gewährten Entschädigungen durch die Beamten, welche je nach dem finanziellen Stand, dem 

Geschäftsergebnisse und der Liberalität der Gesellschaft dem einen Staatsfunktionär eventuell 

ganz enorm hohe Bezüge verschaffen, anderen aber, welche ähnliche Funktionen vielleicht 

mit Aufwand größerer Mühe versehen, aber gar keine oder nur geringe Beträge einbringen 

würde, erschiene abgesehen von der Vorschrift der Dienstpragmatik nicht nur unbillig und mit 

einer ausgleichenden Beamtenpolitik schwer vereinbar, sondern aus dem Gesichtspunkte, dass 

der betreffende Funktionär ausschließlich staatliche Interessen zu wahren habe, mitunter sogar 

bedenklich. 

Andernteils liege es aber auch im staatlichen Interesse, die Ambition der betreffenden 

Staatsfunktionäre zu wecken und zu erhalten sowie zu verhindern, dass sie es - auf fixe 

Bezüge pochend - an Verantwortungsfreudigkeit fehlen lassen. 

Redner unterbreite daher dem Kabinettsrat folgende Anträge: 

1.) Die Teilnahme aktiver Staatsbeamter an der Leitung privatwirtschaftlicher 

Unternehmungen ist mit Genehmigung der beteiligten Zentralstellen zulässig, wenn 

entweder der Staat an einer solchen Unternehmung finanziell beteiligt ist, oder er sonst 

Interesse deren hat. In die Leitung (Direktion, Verwaltungsrat, Aufsichtsrat, Vorstand 

etc.) behufs Wahrung staatlicher Interessen durch einen aktiven Staatsbeamten 

vertreten zu sein. 

2.) In diesen Fällen sind die betreffenden Gesellschaften in Hinkunft aufzufordern, 

jene Beträge an Gewinnbeteiligungen oder fixen Entschädigungen, welche auf die 

vom Staate in die Organe dieser Gesellschaften entsendeten aktiven Staatsbeamten 

entfallen - unter gleichzeitiger detaillierter Mitteilung an die die betreffenden 

Staatsfunktionäre entsendenden Staatsämter - an den Staatsschatz abzuführen. Diese 

Beträge sind sodann sub Einnahmenkapital 18 „Kassenverwaltung“ Titel „staatliche 

Kapitalsbeteiligung an Privatunternehmungen“ unter einem neu zu eröffnenden 

Paragraphen „Verwaltungsbezüge“ in Empfang zu verrechnen. 

3.) Den in die Verwaltungsorgane der unter 1) erwähnten Erwerbsgesellschaften 

entsendeten aktiven Staatsbeamten ist alljährlich nach Einzahlung der in Rede 

stehenden Beträge durch die betreffenden Gesellschaften vom Staatsamte, von 
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welchen sie entsendet wurden, im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen 

eine Remuneration für die von ihnen aufgewendete Mühewaltung zu bewilligen und 

vom Staatsamt für Finanzen zu Lasten des Ausgabenkapitels 18 „Kassenverwaltung“ 

Titel „staatliche Kapitalsbeteiligung an Privatunternehmungen“ unter einem neu zu 

eröffnenden Paragraphen „Remunerationen der staatlichen Vertretungsorgane“ flüssig 

zu machen. 

Für den Fall, dass von einzelnen Gesellschaften aus dem erwähnten Titel monatlich oder in 

anderen periodischen Zeitabschnitten fixe Beträge an den Staatsschatz abgeführt werden, 

können die bezüglichen Remunerationen auch sogleich nach der ersten Einzahlung bemessen 

und sodann in fortlaufenden, den Einzahlungsterminen entsprechenden Raten flüssig gemacht 

werden. 

Bei Bestimmung der Höhe der Remunerationen ist in jedem Falle außer auf die vom 

Beamten aufgewendete Mühe unter anderem auch auf die Höhe der von der Gesellschaft für 

die von dem betreffenden Beamten versehene Funktion an den Staatsschatz abgeführten 

Beträge entsprechend Rücksicht zu nehmen, ohne dass jedoch ein Anspruch auf Erlangung 

des ganzen Betrages anerkannt werden könnte, dass vielmehr auf eine ausgleichende 

Berücksichtigung aller zu solchen Funktionen herangezogenen Staatsbeamten hinzuwirken 

sein wird. Bei Bemessung dieser Remunerationen kann auch über die im allgemeinen 

Wirkungskreis der einzelnen Staatsämter festgesetzten Höchstbeträge hinausgegangen 

werden, jedoch ist stets das vorherige Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen zu 

pflegen. 

4.) Der Bezug allfälliger Präsenzmarken und Reisekostenvergütungen fällt nicht 

unter diese Regelung. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h wünscht bei Bemessung der Entschädigungen für die 

Beamten die strenge Wahrung des Gesichtspunktes, dass es sich nicht um Tantiemen, sondern 

um von diesen ganz unabhängige Remunerationen für Mehrleistungen handle. Darum solle 

auch nicht das ganze Erträgnis der einfließenden Summen aufgeteilt, sondern grundsätzlich 

ein Teil des angesammelten Fondes zurückbehalten werden. 

Der Kabinettsrat genehmigt mit diesem Vorbehalt die Anträge des Staatssekretärs für 

Finanzen. 

 

10. 

Beschluss des Vorarlberger Landestages, betreffend die Errichtung einer Vorarlberger 

Landes-Feuer-Versicherungsanstalt. 
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Nach dem Vorschlage des Staatssekretärs B r e i s k y genehmigt der Kabinettsrat den 

Beschluss des Vorarlberger Landtages vom 28. Juni l. J., betreffend die Errichtung einer 

Vorarlberger Landes-Feuer-Versicherungsanstalt. 

 

11. 

Namhaftmachung des österreichischen Vertreters für die Verhandlungen mit der 

tschechoslowakischen Regierung über die Übergabe der Verwaltung von Feldsberg und 

Gmünd. 

Staatssekretär B r e i s k y teilt mit, dass die niederösterreichische Landesregierung als 

Vertreter für die Verhandlungen mit der Tschechoslowakei über die Übergabe der Verwaltung 

von Gmünd und Feldsberg den Statthalterei-Vizepräsidenten Dr. Alexander Zedtwitz in 

Vorschlag gebracht habe. 

Der Kabinettsrat beschließt, den Genannten mit der Vertretung Österreichs bei diesen 

Verhandlungen zu beauftragen. 

 

12. 

Gesetzentwurf über die Neuordnung des Besoldungswesens bei der österreichischen 

Staatseisenbahnverwaltung. 

Staatssekretär Dr. P e s t a unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwurf eines Gesetzes über 

die Neuordnung des Besoldungswesens bei der österreichischen Staatseisenbahnverwaltung. 

Nach einer Darlegung der Entwicklung, die zu dem Zustandekommen dieses Entwurfes 

geführt hat sowie Erörterung seiner grundsätzlichen Bestimmungen sowie derjenigen Punkte 

hinsichtlich welcher noch Meinungsverschiedenheiten mit der Personalvertretung bestehen, 

erbittet sich Redner vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den vorliegenden Entwurf schon im 

gegenwärtigen Zeitpunkte als Dienstvorschrift publizieren zu dürfen, wobei die formale 

Behandlung im Gesetzgebungswege vorbehalten bliebe. Eventuell wäre zu erwägen, ob die 

Vorlage noch vorher dem Hauptausschuss zu unterbreiten wäre. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h gibt der Anschauung Ausdruck, dass vor einer 

Beschlussfassung mit den Parteien Fühlung zu nehmen wäre. Er beantrage daher, heute von 

einer Debatte abzusehen und die Angelegenheit in der nächsten Sitzung des Kabinettsrates 

neuerlich zu verhandeln. 

Staatssekretär Dr. P e s t a bemerkt, dass er die Vorlage deshalb schon im gegenwärtigen 

Zeitpunkte unterbreitet habe, weil die Situation etwas kritisch geworden sei. Das Plenum der 

Personalvertretung, die aus sämtlichen Parteien zusammengesetzt ist, habe den Entwurf 
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angenommen und eine Resolution beschlossen, wonach der Erwartung Ausdruck gegeben 

wurde, dass die Besoldungsreform noch in dieser Session der Nationalversammlung vorgelegt 

werde. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r verweist darauf, dass hier ein Druck zutage trete, den die 

anderen Angestelltenkategorien nicht auszuüben vermögen. Es werde einen ungünstigen 

Eindruck machen, wenn die Besoldungsreform für die Eisenbahner im Wege einer 

Dienstanweisung in Vollzug gesetzt werden, die übrigen Kategorien aber zurück bleiben. Er 

gebe zu erwägen, ob nicht auch die Besoldungsreform für die anderen Angestelltenkategorien 

erledigt werden könnte. 

Der V o r s i t z e n d e erklärt, dass die Besoldungsreform der Eisenbahner, die schon so 

weit vorgeschritten sei, nicht aufgehalten werden könne. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h befürchte, dass durch die Abstandnahme von einer Debatte 

und Annahme der Vorlage von Seiten der Parteien die Finanzverwaltung mit ihren Bedenken 

gegen einzelne Bestimmungen präkludiert würde. Er bitte daher dem Staatsamt für Finanzen 

Gelegenheit zu geben, schon heute zu der Vorlage Stellung zu nehmen. 

Über Aufforderung des V o r s i t z e n d e n führt Ministerialrat Dr. W i l f l i n g aus, dass 

ein Hauptbedenken der Finanzverwaltung die Stabilisierung nach 2 Jahren bilde. Das 

Staatsamt für Finanzen verkenne nicht, dass eine Ablehnung dieser Bestimmung nicht 

möglich sei, würde aber Wert darauf legen, wenn der Versuch gemacht würde, durch 

Verhandlungen mit der Personalvertretung eine Kündbarkeit des Dienstverhältnisses 

innerhalb von 5 Jahren nach der Stabilisierung zu erzielen. 

Ein weiteres Bedenken bilde die Rückwirkung auf den 1. Jänner 1920. Auch gegen diese 

Forderung werde sich nicht ankämpfen lassen, doch falle sie staatsfinanziell wesentlich ins 

Gewicht. 

Die schwersten Bedenken müssten jedoch gegen die Art der Überführung des vorhandenen 

Personals in die neue Besoldungsordnung erhoben werden. Diese Überführung sei derart 

gedacht, dass die Angestellten nicht in jene Gruppe überstellt werden, in die sie nach ihrer 

Verwendung gehören, sondern in der Weise, dass für die Vergangenheit ein ideelles Schema 

gewisser Beförderungsfristen aufgestellt werde. Hienach solle die gesamte Dienstzeit des 

Betreffenden durchgerechnet und ihm jener Grundgehalt flüssig gemacht werden, der ihm 

zukäme, wenn während seiner gesamten Dienstzeit die neue Besoldungsordnung in Geltung 

gestanden wäre. Diese Bestimmung sei von größter finanzieller Tragweite und insbesondere 

bedeutsam wegen der Rückwirkungen auf die Besoldungsreform für die übrigen 

Staatsangestellten. Wenn dieses System schon von der Staatseisenbahnverwaltung ertragen 
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werden könne, so sei es jedenfalls auf die übrigen Angestellten unanwendbar. Redner würde 

vorschlagen, dass für die bei der Durchrechnung sich ergebenden Gehaltserhöhungen irgend 

eine Grenze - etwa mit 30 % - festgesetzt werde, da andernfalls Wirkungen entstehen würden, 

die nicht beabsichtigt seien. 

Der Kabinettsrat nimmt die Einwendungen des Staatsamtes für Finanzen zur Kenntnis und 

vertagt die Beschlussfassung bis zur nächsten Sitzung. In der Zwischenzeit wird in der 

Angelegenheit mit den politischen Parteien Fühlung genommen werden. 

 

13. 

Gewährung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden Notstandsbeihilfe für Staatsangestellte. 

Über Einladung des Vorsitzenden berichtet Ministerialrat Dr. W i l f l i n g über die 

Verhandlungen, welche im Sinne des Kabinettsratsbeschlusses vom 21. Juli l. J. nach 

Fühlungnahme mit der Gemeinde Wien mit dem Exekutivkomitee der paritätischen 

Lohnkommission in Angelegenheit der Gewährung einer einmaligen Beihilfe für die 

Staatsangestellten geführt wurden. Redner verweist darauf, dass der Kabinettsrat die 

Bewilligung der Aushilfe an die Bedingung geknüpft habe, dass die 7stündige Amtszeit von 

den Bediensteten anerkannt und durchgeführt und weiters bis Ende Oktober 1920 keine neuen 

Forderungen erhoben würden. Als Höchstaufwand sei ein Betrag von 150 Millionen Kronen 

bezeichnet worden. 

Die Vertreter der Angestellten im Exekutivkomitee haben jedoch die Anerkennung der 7 

stündigen Amtszeit abgelehnt und die Erklärung, dass neue Forderungen bis Oktober nicht 

bewilligt werden könnten, zwar zur Kenntnis genommen aber einstimmig betont, dass die 

Stellung neuer Forderungen ausschließlich von der künftigen wirtschaftlichen Lage abhänge, 

sie sich in dieser Richtung daher nicht binden könnten. 

Schließlich gelangte ein Antrag des Vorsitzenden, Angeordneten T o m s c h i k zur 

Annahme, in dem ein Betrag von 800 K für Ledige und 1000 K für Verheiratete ohne 

Rücksicht auf die Ortsklasse und Kinderzahl gefordert wird. 

Der Hauptausschuss, der von dem Stande der Verhandlungen verständigt worden war, 

habe zu einer einmaligen Zuwendung in diesem Ausmaße seine Zustimmung erteilt. 

Die Vertreter der Angestellten erklärten außerdem, dass sie sich mit dieser Zuwendung nur 

unter der Bedingung zufriedengeben könnten, dass auch für die Pensionisten ein 

entsprechender Betrag gegeben würde. 

Auf Grund neuerlicher Verhandlungen sei demzufolge an die Pensionisten eine Aushilfe 

im Ausmaße von 75 von Hundert der den aktiven Staatsbediensteten gewährten Beträge, für 
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elternlose Waisen nach Staatsangestellten eine Aushilfe von 400 K für alle Geschwister 

zusammen zugestanden worden. 

Die eingangs erwähnten bei Beginn der Verhandlungen aufgestellten Bedingungen 

mussten im Hinblicke auf die ablehnende Haltung der Angestellten sowie in Anbetracht 

dessen fallengelassen werden, dass mit einem für heute angesagten Streik der 

Verkehrsangestellten zu rechnen war, wenn eine Einigung nicht erzielt würde.  

Der Aufwand für die Gewährung der Aushilfe belaufe sich für die aktiven 

Staatsangestellten auf 180 Millionen Kronen, für die staatlichen Pensionsparteien und Waisen 

auf 40 Millionen Kronen zusammen 220 Millionen. 

Hiezu kommen noch die an die Gemeinde Wien und die Länder, sowie an die Südbahn zu 

zahlenden Beträge von rund 55 Millionen Kronen, sodass sich ein Gesamtaufwand von 275 

Millionen ergebe. 

Redner unterbreite sohin namens des Staatsamtes für Finanzen folgenden Antrag: 

„Auf Grund der durch den Hauptausschuss der konstituierenden Nationalversammlung 

erteilten Genehmigung beschließt der Kabinettsrat die Gewährung einer einmaligen 

Zuwendung an die aktiven und pensionierten Staatsangestellten in nachfolgendem Ausmaße: 

Aktive: Pensionisten: 

für verheiratete männliche Angestellte 1000 K 750 K 

für verheiratete weibliche und 

ledige Angestellte 800 K 600 K 

für anspruchsberechtigte elternlose Waisen eines Staatsange- 

stellten zusammen 400 K 

Verwitwete und ledige Bedienstete, die mehr als eine gleitende Zulage (Aushilfe) 

beziehen, sind den verheirateten Bediensteten gleichzuhalten. 

Bedienstete, deren Gattin einen Gehalt oder Ruhegenuss aus öffentlichen Mitteln bezieht, 

sind wie ledige Bedienstete zu behandeln. 

Taglohnbediensteten gebührt die Zuwendung nur dann, wenn sie mindestens bereits seit 1. 

Mai d. J., ohne Unterbrechung vollbeschäftigt im Dienste stehen. Als Stichtag für die 

Anspruchsberechtigung gilt der 23. Juli d. J. 

Der Staatssekretär für Finanzen wird ermächtigt, die sofortige Auszahlung dieser 

Zuwendung zu veranlassen." 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h regt zur Klarlegung der Voraussetzungen, unter welchen die 

Angehörigen der Wehrmacht mit der Beihilfe zu beteilen sind, die Aufnahme folgenden 

Beisatzes an: 
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„Angehörige der Wehrmacht haben, soferne sie im Monat Juli normale Bezüge erhalten 

haben, Anspruch auf die Beihilfe“ 

Staatssekretär M i k l a s nimmt an, dass die Beihilfe gleich - wie in den früheren Fällen, 

auch den Angestellten der öffentlichen Fonds und der Seelsorgegeistlichkeit zugedacht sei. 

Bezüglich letzterer erbittet er die Beifügung einer Klausel, welche ihn ermächtigt, 

katholischen Geistlichen, die unter die Gesetze vom 18. Dezember 1919, St.G.Bl. Nr. 596, 

vom 18. März 1920, St.G.Bl. Nr. 132 und vom 19. Februar 1902, R.G.Bl. Nr. 48, fallen, in 

berücksichtigungswürdigen Fällen im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen eine 

analog bemessene, nicht wiederkehrende Aushilfe zu gewähren und sinngemäß auch 

hinsichtlich der evangelischen und altkatholischen Kirche vorzugehen. 

Der Kabinettsrat erhebt schließlich den Antrag des Staatssekretärs für Finanzen mit den 

vom Staatssekretär Dr. D e u t s c h und Unterstaatssekretär M i k l a s beantragten Zusätzen 

zum Beschluss. 

Der Kabinettsrat gründet hiebei seine Zuständigkeit zu dieser Verfügung darauf, dass im 

Hinblicke auf die vom Hauptausschusse erteilte Zustimmung zur Gewährung der Beihilfe von 

der Erlassung eines Gesetzes Umgang genommen und die Durchführung im Wege eines 

Erlasses erfolgen könne.  

 

14. 

Durchführung des Staatsvertrages von St. Germain hinsichtlich einiger Agenden des 

Kultusressorts. 

Unterstaatssekretär M i k l a s führt aus, dass sich durch die Ratifikation des 

Staatsvertrages von St. Germain die Notwendigkeit ergebe, zur Durchführung einzelner 

Bestimmungen des Abschnittes V „Schutz der Minderheiten‘“- speziell wegen des Rechtes 

der Anhänger von bisher gesetzlich nicht anerkannten Religionsbekenntnissen zur 

öffentlichen Religionsübung - Weisungen an die Landesstellen zu erlassen. Den Anhängern 

solcher Bekenntnisse sei bisher gemäß Artikel 16 des St.G.G. vom 21. Dezember 1867, 

R.G.B1. Nr. 142, nur das Recht der häuslichen Religionsübung eingeräumt, soferne dieselbe 

weder rechtswidrig noch sittenverletzend ist. Das Recht der öffentlichen Religionsausübung 

dagegen stehe nicht zu, eine solche werde aber durch das erwähnte Staatsgrundgesetz auch 

nicht verboten. Nach dem Friedensvertrage dürfe ihnen aber in Hinkunft die öffentliche 

Religionsausübung nicht mehr versagt werden und erscheine es daher, insolange sie ihnen 

noch nicht staatsgrundgesetzlich gewährleistet ist, geboten Vorsorge zu treffen, damit nicht 

etwa seitens der Landesstellen einer solchen öffentlichen Religionsausübung ein Hindernis in 
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den Weg gelegt werde. 

Redner beabsichtige zu dem Zwecke einen dem Kabinettsrat im Entwurf mitgeteilten 

Erlass an alle Landesregierungen hinauszugeben und erbitte sich hiezu die Ermächtigung. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

15. 

Anforderungen von Patrouillenbooten für die Strompolizei. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h verweist darauf, dass der Staatsvertrag von St. Germain, 

Artikel 136 Österreich 3 Aufklärungsfahrzeuge für die Strompolizei auf der Donau zugestehe. 

Die Zuweisung solcher Fahrzeuge würde falls wir betriebsbereite Objekte wie 

Patrouillenboote der ehemaligen k. u. k. Donauflottille von der Reparationskommission 

erhalten ein Aktivum für Österreich darstellen und sei daher jedenfalls anzustreben. Hiebei 

wäre zu trachten, statt 3 womöglich 4 solcher Boote zu erhalten, wodurch Österreich in den 

Besitz sehr wertvoller Fahrzeuge von hoher Geschwindigkeit (30 km im Totwasser), großem 

Aktionsradius und modernsten maschinellen, sowie artillerietischen (7 cm Geschütze) 

Einrichtungen käme. 

Bei der seinerzeitigen Stellungnahme zu den einzelnen Punkten des Friedensvertrages sei 

mit Absicht die Frage einer Beanspruchung von Motorbooten nicht berührt worden, weil 

diese kleinen Fahrzeuge alle die oben genannten Vorzüge nicht besitzen, daher für 

Strompolizeizwecke kaum geeignet wären. An diesem damals vertretenen Standpunkt, sollte 

auch in Hinkunft festgehalten werden. Obwohl der Friedensvertrag die Bemannung für die 3 

Aufklärungsfahrzeuge nicht eigens erwähne, so dürfe doch als selbstverständlich 

angenommen werden, dass die Zuteilung dreier Patrouillenboote auch die Zustimmung zur 

Einstellung des für den Betrieb und die Bedienung erforderlicher, fachmännisch geschulten 

Personals in sich schließe. Bei Verwendung der vorgenannten 4 Patrouillenboote, sowie für 

den Dienst der Strompolizei in den Hauptstationen an der Donau werden rund 20 

Stabspersonen und 250 Mannschaftspersonen, dann zwei Heizöllichter und ein 

Werkstättenschiff nötig sein. Da der schiffbare Teil der Donau internationalisiert werden solle 

und die übrigen Donauuferstaaten bereits eine Organisation der Donauüberwachung 

geschaffen haben, müsse die Ausstellung einer Strompolizei auf der Donau auch vom 

internationalen Standpunkt beurteilt und so durchgeführt werden, dass Österreich hiezu über 

entsprechende schwimmende Machtmittel verfüge. Auch aus diesem Grunde können nicht die 

einfachen kleinen Motorboote ohne Gefechtswert, sondern nur Patrouillenboote in Betracht 

kommen. Ob die Aufstellung der Donauflotille als Teil des Heeres oder des Exekutivdienstes 
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der Finanzverwaltung oder des Staatsamtes für Inneres erfolgen solle, wäre einer späteren 

Beschlussfassung vorzubehalten. 

Die Frage der Kosten der Erhaltung einer solchen Strompolizei dürften bei der Frage, ob 

die Boote angesprochen werden sollen, nicht maßgebend sein, weil es sich ja vorläufig nur 

darum handle, kostenlos in den Besitz dieser, heute Millionenwerte repräsentierenden Objekte 

zu gelangen. Sollte etwa aus ökonomischen Gründen späterhin nur eine kleinere, geringere 

Jahreskosten erfordernde Flottille und sonstige Organisation einer Strompolizei aufgestellt 

werden, so werde sich für die Boote leicht ein Interessent finden und sich aus einem 

eventuellen Verkauf ein nicht zu unterschätzender Erlös erzielen lassen. 

Nach Angabe des Beauftragten der österr. Regierung für den interalliierten Marine-

Überwachungsausschuss werde die Aufteilung des Donaukriegsschiffsmateriales 

voraussichtlich Ende dieses Monats stattfinden. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte demgemäß die Ermächtigung des Kabinettsrates, -

unbeschadet der endgiltigen Organisation der Strompolizei auf der Donau - an die 

Reparationskommission mit dem Antrag heranzutreten, der Republik Österreich im Sinne des 

Staatsvertrages von St. Germain, Artikel 136, vier Patrouillenboote, zwei Heizölllichter und 

ein Werkstättenschiff zu überweisen. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne der Anregung des Staatssekretärs für Heerwesen. 

 

16. 

Genehmigung der Veräußerung von Liegenschaften seitens des Prämonstratenser- Stiftes 

S c h l ö g l. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, die 

vom Prämonstratenserstifte S c h l ö g l erbetene Genehmigung des Abverkaufes der Güter 

Cerhenitz, Mirotitz und Lickowitz in Böhmen um einen Gesamtbetrag von 2 1/4 Millionen 

tschechoslovakische Kronen nach Durchführung der erforderlich erscheinenden Erhebungen 

je nach Lage des Falles zu erteilen oder zu verweigern. 
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[KRP 207, 23. Juli 1920, Stenogramm Groß] 
 
207. Sitzung, 23. Juli 1920. 
 
1. 
[Zugezogen]: Pantz. 
Ellenbogen: -. 
Pantz: In der Angelegenheit Gl[esinger] kommen wir wieder, um die Kenntnisnahme des 

Nachtragsvertrages zu erbitten. Für das Staatsamt für Landwirtschaft ist [es eine] 
unangenehme Lage, weil es den Antrag gestellt hatte, die langfristige 
Abstockungsverträge aus der früheren Staatszeit für das neue Österreich für nicht 
rechtsgültig zu erklären. Mehrere solche Verträge wurden als nicht mehr bestehend 
erklärt. 

Nach den Mitteilungen des Staatsamtes für Justiz und der Finanzprokuratur hat 
sich eine Verschiebung dadurch ergeben, daß einzelne Staatsämter für die 
Beibehaltung der Verträge aus früherer Zeit optiert und verlangt haben, daß die 
Verpflichteten die Liquidierung durchführen. Dadurch ist die Praxis der Gerichte 
schwankend geworden und man hat [uns] vom Staatsamt für Justiz und der 
Finanzprokuratur empfohlen, es womöglich nicht zu einem Prozeß kommen zu lassen 
sondern einen Ausgleich zu versuchen. Nach diesen Tendenzen ist ein 
Nachtragsvertrag versucht worden, welcher dem Kabinettsrat vorliegt. 

Der Kabinettsrat hat am 28. Mai ein Subkomitee eingesetzt, welches am 8. Juni 
getagt hat und gewisse Forderungen auf Ergänzung des Nachtragsvertrages gestellt 
hat, welche in dem heutigen Material verarbeitet sind. 

//[Am Rand]: Dieser wurde in einem Nachtragsübereinkommen erzielt, das nach 
den Wünschen der mitbeteiligten Staatsämter mehrfach abgeändert wurde und 
nunmehr dem Kabinettsrat zur Genehmigung vorliegt.// 

Der Kabinettsrat hat besonders verlangt die Klarstellung des § - dahin, ob in den 
25.000 Festmetern nur Nutz- oder auch Brennholz enthalten sind - [ist]. Es wurde nun 
klargestellt - Gl[esinger] bekommt den Einschlag von '19, welcher noch nicht 
bemessen ist, der aber nicht ganz 23.000 Festmeter beträgt. Außerdem bekommt er 
[abgesehen] von [den] 23.000 Festmetern mit Abzug des lokalen Bedarfs vom [Jahr] 
'21 und '20 je 25.000 Festmeter Nutzholz und das dabei anfallende Brennholz. 

Die zweite Frage ist der lokale Bedarf. Nun ist eine [...] gemacht worden, daß von 
'19 der lokale Bedarf abzuziehen ist; für '20 und '21 ist ein besonderer Abzug nicht 
nötig, weil der Gl[esinger] die vollen 25.000 Festmeter bekommen muß. Der 
Einschlag ist an [die] 40.000 Festmeter, das Plus deckt also den lokalen Bedarf 
vollauf. 

Über die Stockpreise hat Kabinettskonferenz beschlossen, daß Glesinger 1 Frc 
mehr zu geben hat. Das hat er angenommen und es wurde durchgeführt. 

Dann wurde verlangt, daß statt 2.000 [...] Schnittmaterial 4.000 Tischlerware 
geliefert werden. Gl[esinger] hat angenommen und auch den Modus, zu jenen Preisen, 
[...] Säge nach seinen Büchern dieses Material verkauft. Dann haben wir selbst eine 
Änderung gemacht, daß hinsichtlich der [...] für das laufende Jahr der 1. Oktober 
gesetzt wurde, damit die Wörther Werke Zeit haben. 

Zu § 11 wurde ein Zusatz gewünscht, daß wenn Gl[esinger] den 
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, die Einlösung der Sache nicht berührt 
wird. 

//[Am Rand]: Punkte, deren Berücksichtigung verlangt wurde: 
1.) Klarstellung des Ausmaßes des Bezugsrechtes (§ 2). 
2.) Umschreibung des Lokalbedarfes (§ 3). 
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3.) Festsetzung der Stockpreise, Erhöhung der ursprünglichen Ansätze um je 1 
Schweizer Franc (§ 4). 

4.) Belieferung der Wörther Werke mit 4.000 [...] Schnittmaterial, vorwiegend 
Tischlerware zu den Preisen [...] Säge [....] (§ 8). 

5.) Einlösungsrecht bezüglich der [...] unbeschadet vorzeitiger Vertragsauflösung 
infolge Nicht-Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen Glesingers (§ 11).// 

Ein Grund des Drängens liegt darin, daß Gl[esinger] die Absicht erklärte, uns zu 
verklagen. An der Klage wäre keine besondere Gefahr, wenn wir nicht fürchten 
müßten, das Glesinger, da er eine Nachlieferung von 150.000 Festmetern verlangt, 
eine Sicherstellung verlangen könnte, welche den ganzen Forstbetrieb lahm[legen 
würde]. 

Ellenbogen: Über den Nachtrag ist kein Wort zu verlieren, weil wir darüber einig sind. Was 
an Unvorsichtigkeit damals geleistet wurde, ist nicht zu sagen. Wenn ich [aus] nichts 
anderem als dem Mangel an Voraussicht einen Vertrag auf fünf Jahre schließe - 
[wenn ich] das erwäge und demgegenüber die Schlauheit des Gl[esinger], so ist damit 
festgestellt, daß dieser einzelne Mann den damaligen Funktionären weit über war. 
Nun müssen wir die unangenehmen Folgen des Vertrages auf uns nehmen und aus der 
Situation herauszukommen suchen. Daß Gl[esinger] die Lage ausnützt, begreife ich 
von seinem Standpunkt, aber ich hätte nicht die Ängstlichkeit des Staatsamtes für 
Landwirtschaft. 

Trotz aller Anführungen ist eine einheitliche Judikatur der Gerichte über 
Lieferungsverträge in der letzten Zeit zu konstatieren [...] und diese Ju[dikatur] 
könnte auch hier angewendet werden, da es ein Lieferungsvertrag ist. Die Gerichte 
ziehen die Unerschwinglichkeit und Unmöglichkeit der Lieferung ins Gewicht und 
entscheiden danach. 

//[Am Rand]: Die Judikatur der Gericht über Lieferungsverträge, unter welche 
auch der vorliegende Vertrag, da er kein reiner Abstockungsvertrag ist, fällt, [ist] 
ziemlich einheitlich, indem die Gerichte die Unverhältnismäßigkeit der Leistung und 
Unmöglichkeit der Erfüllung nach § 888 ABGB in Rücksicht ziehen.// 

Auf der anderen Seite sehe ich ein, daß ?geschlägert werden muß. Aber wenn auch 
der Kabinettskonferenz diese Wünsche aufgestiegen sind, so sind die Zugeständnisse 
Gl[esinger] auch ein Zeichen, daß er trotz allem nicht von vornherein die Hoffnung 
hatte, mit einem so guten Vertrag davon zu kommen und die Sache für ihn noch immer 
zu günstig abläuft. 

Ich bin weit [davon] entfernt, die Sache demagogisch auszuschlachten. Wir sind 
aber der Öffentlichkeit verantwortlich, es ist schon eine Anfrage im Haus eingebracht, 
und wir werden den Vertrag vor der Öffentlichkeit verantworten müssen. Es scheint 
mir, daß die Preiserstellung viel zu niedrig ist. Er müßte den Preis zahlen, welcher 
dem - [den] Friedenspreis in Frc. zahlen. Da wir nach dieser Hinsicht doch eine 
Verantwortung tragen und alle zusammen nicht das Interesse haben, den Gl[esinger] 
glatt aus der Geschichte heraus zu - kommen [zu] lassen, so gibt es einen Weg, einen 
weiteren Vorteil im Staatsinteresse aus ihm herauszuschlagen. 

Die staatlichen Industriewerke bedürfen zu ihrer Produktion der Sicherstellung 
einer großen Holzmenge. Es wäre Gl[esinger] nahezulegen, daß er zu dem Zweck 
eines Lieferungsvertrages von geschnittenen Holzsorten aller Art [sich] mit den 
staatlichen Industriewerken in einer Form in eine Gemeinschaft begebe. [Zu denken 
wäre] etwa [an] die Bildung einer Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen Charakters, in 
die er seine Säge und der Staat diesen Lieferungsvertrag als Apport einbringt, und in 
der er dann selbst mit interessiert ist an der ordentlichen Lieferung und die staatlichen 
Industrie[werke] den Vorteil haben, daß sie ein großes Quantum von Holz sicher 
bekommen. 
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//[Am Rand]: Das Staatsinteresse muß wenigstens durch Sicherstellung des 
Holzbedarfes der Wörther Werke gewahrt werden, dadurch daß Glesinger mit diesen 
in der Absicht auf deren Belieferung mit Schnittholz aller Art eine Gemeinschaft 
eingeht, sei es in Form der Bildung einer Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen 
Charakters -.// 

Daß Gl[esinger] zu einem solchen Abschluß bereit wäre, geht aus einem 
vorläufigen Übereinkommen hervor, das er mit den Industriewerken geschlossen 
[hat]. Stöckler behauptet, daß Gl[esinger] nie eine Annahme zugab, es liegen aber 
schriftliche Propositionen vor. Das Schriftstück weist nach, daß mit diesem Mann 
noch ein günstigeres Geschäft abzuschließen war. 

Dann könnten wir auch diesen Vertrag rechtfertigen vor der Öffentlichkeit. Das 
wird keine Verzögerung bewirken. Die Herren von den staatlichen Industriewerken 
sind informiert und ich würde beantragen, es werden das Staatsamt für Handel [und 
das Staatsamt] für Landwirtschaft ersucht, in diesem Sinn mit Gl[esinger] das 
Zustandekommen eines in diesen Grenzen gehaltenen Vertrages zu erörtern. 

Heinl: Wir haben beim Gl[esinger]-Vertrag die alten Sünden von früher zu büßen. Der 
ursprüngliche Vertragszweck ist ein öffentlicher Skandal, Gl[esinger] hat [...] in der 
Hand. Es wird aus ihm schon noch etwas herauszuholen ist - [sein]. 

Ich bin Ellenbogen dankbar dafür, daß er die Notwendigkeit der Versorgung der 
staatlichen Industriewerke mit Holz angesprochen hat. Aber von ihm kann nicht alles 
kommen. Man muß schauen, aus den Staatsforsten Nutzholz herauszubekommen, weil 
die Belieferung der Wörther Werke aus der Steiermark an den Transportverhältnissen 
scheitert. 

Ich schließe mich an, daß der Gl[esinger]-Vertrag vom Kabinettsrat eine 
Vorgenehmigung erhält für den Fall, daß er in - einen Lieferungsvertrag 
abzuschließen. Der Kabinettsrat kann diesem Vertrag nur dann die Genehmigung 
erteilen, wenn .... 

[...] meint, daß aus Gl[esinger] noch etwas zu holen ist. Das soll man versuchen, 
weil der jetzige Vertrag gewisse Nachteile für die Staatsverwaltung noch immer 
enthält. 

Roller: Das Festmeter am Stock 8 Frc. effektiv. 
Pantz: Hinsichtlich der Qualität des seinerzeitigen Vertrages muß ich bemerken, daß es eine 

Mischung zwischen Lieferungs- und Abstockungsvertrag war. Nach der Bezahlung ist 
es ein Abstockungsvertrag. Er zahlt 14 bzw. 17 Kronen am Stock. Er zahlt aber die 
ganzen Kosten, die wir haben, zurück. 

Ellenbogen: Wir haben uns verpflichtet, ihm die Sache hinzubringen. Das war ein [...]. 
Pantz: Der Grund, warum Gl[esinger] sich so bewirbt und ein [so] großes Interesse am Holz 

hat, ist der, daß die Säge momentan nicht dotiert ist und er kein Schnittmaterial hat. 
Deswegen sucht er rasch Holzquantitäten zu erhalten. 

Ellenbogen: Ich bitte, sich durch die klugen Machinationen Gl[esingers] nicht irritieren zu 
lassen. Die Dinge sind nicht so arg als er [...]. 

Pantz: Ich bitte, daß der Kabinettsrat bestimme, in welche Richtung die Verhandlungen 
geführt werden sollen. Soll gesagt werden, der Kabinettsrat kann nur zustimmen, wenn 
Gl[esinger] sich in eine gesellschaftliche Verbindung mit den Wörther Werken setzt? 
Oder der zweite Fall, daß er eine größere Belieferung der Wörther Werke zusagt? 

Ellenbogen: Das letztere wäre der äußerste Fall. 
Pantz: Er erklärte, daß mit den Wörther Werken nur [eine] unverbindliche Besprechung 

stattgefunden [habe]. Jetzt seien Verbindungen angebahnt, er sei aber ganz 
außerhalb. 

Ellenbogen: Alle diese Institute haben an der G[lesinger]-Säge nur ein Interesse, wenn er 
einen sicheren Vertrag aus den umliegenden Forsten hat. 
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Miklas: Ich spreche nicht gegen den Abschluß des Vertrages, [man sollte ihn schließen] 
einschließlich der Klausel Ellenbogens und Heinls. 

Ich möchte nur dazu bemerken, daß es nicht allen Herren bekannt ist, daß es sich 
um Religionsfonds-Forste handelt, welche vom Staatsamt für Landwirtschaft verwaltet 
werden. Mein Ressort hat mit der Sache nichts zu tun, ist aber moralisch interessiert 
an dem möglichst großen Ertrag aus einem solchen Handelsgeschäft. 

Ich muß daher meritorisch den fachlich interessierten [Ressorts] Handel und 
Ackerbau die Verantwortung überlassen für die Höhe des Kaufpreises ohne mich in 
eine Beurteilung der Angemessenheit einlassen zu können. Ich möchte nur aufmerksam 
machen, daß der Religionsfonds in einem anderen Ressort verhandelt und im 
Staatsamt für Finanzen verrechnet wird und die Erträge für die Religionsfonds-
Zwecke errechnet werden. Die Höhe der Staatszuschüsse richten sich nach den 
eigenen Erträgen und ich muß auch dafür die Verantwortung [den anderen Ressorts] 
über[lassen]. 

Roller: Die 8,5 Frc. scheinen mir bei dem Kursstand sehr niedrig, [das entspricht] 120 
Kronen - es sollten 200 Kronen verlangt werden. Das Holz scheint billiger zu werden, 
wie die -. 

Heinl: Die Lage ist die: Wenn wir den Vertrag mit Gl[esinger] nicht abschließen, so riskieren 
wir einen Schadenersatz-Prozeß. Es ist nicht klargestellt seitens der Juristen, ob wir 
den Vertrag - [Prozeß] gewinnen oder verlieren. Das letztere ist eher wahrscheinlich. 
Wir müssen trachten, in einer Form herauszukommen. 

Ich lege schon mit Rücksicht auf die ganze Institution der staatlichen 
Industriewerke nur Wert darauf, daß sie das entsprechende Material bekommen. Ich 
werde in einer der nächsten Sitzungen den Antrag stellen, daß die Expertise über die 
Werke umgehend durchgeführt wird und da wird man über alle beteiligten Werke 
sprechen können und es würde ein Präjudiz entstehen, wenn man schon jetzt eine 
gemeinschaftliche Anstalt errichten wird. Wenn Gl[esinger] hingeht, habe ich auch 
dagegen nichts. 

Mayr: Der Kabinettsrat [nimmt] den Vergleich mit den Änderungen - zur Kenntnis unter der 
Bedingung, daß eine Sicherstellung von Holz für die staatlichen Industriewerke erfolgt 
und zwar in der Form der Bildung einer Gesellschaft gemeinwirtschaftlichen 
Charakters. Sollte das nicht möglich sein, als Belieferungsvertrag. 

 
 
2. 
[Zugezogen]: Oberst Schneller, Oberstleutnant Eimannsberger, Reich. 
Heinl: Militärgeographisches Institut. 

Sie sehen aus dem Antrag, daß wir beabsichtigen, das Inst[itut] in zwei Teile zu 
teilen und zwar [zunächst] in jenen, der unbedingt unter Staatsverwaltung bleiben 
muß, das staatliche Vermessungswesen. Daran haben die Grundsteuerkataster reges 
Interesse und auch die Heeresverwaltung. 

Die Ergebnisse dieser Vermessungsarbeiten werden dann in der zweiten Abteilung, 
welche ein reines Geschäft darstellt, zur [Ver]arbeitung gelangen. Die Meinungen, 
wie der zweite Teil durchgeführt werden soll, gehen noch auseinander. Die 
Staatsämter werden im Verhandlungswege eine Klärung herbeiführen müssen. 

Mit Rücksicht auf den 1. September, zu welchem Zeitpunkt das Militärabbaugesetz 
eventuell die dort beschäftigten Personen betrifft, ist die Sache dringlich. Es handelt 
sich um ein hochqualifiziertes Personal, das, wenn nicht bald eine Klärung eintritt, 
von der Konkurrenz weggenommen wird oder ins Ausland geht. Das I[nstitut] hätte 
einen großen Schaden. Ein Ersatz des Personals ist unmöglich, weil die Funktionäre 
sich von Jugend auf dort befinden und allmählich zu ihrer heutigen Höhe 
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herangebildet wurden. 
Ich bitte um Zustimmung zu meinem Antrag, vorläufig das gesamte Institut in den 

Staatsbetrieb zu übernehmen und die Verhandlungen nach [dem] zweiten Absatz 
durchführen [zu] lassen. 

Ellenbogen: [Ich] bin mit dem Antrag auf [eine] provisorische Erledigung einverstanden, 
möchte [aber] auch hinzufügen, daß ich den provisorischen Charakter des 
Beschlusses durch den Antrag fixiert sehen möchte [dadurch], daß eine gewisse Frist 
festgestellt [wird] von 6 - 8 Wochen, also [bis] 1. Oktober; [und] dann, daß in der 
Zwischenzeit keine präjudiziellen organisatorischen Maßnahmen getroffen werden. 

Ich halte [es] zunächst für ausgeschlossen, daß dieser Betrieb als Staatsbetrieb 
fortgeführt wird, weil ein solcher Betrieb, wenn er Erfolg bringen soll - als 
Staatsbetrieb nur [ein] Defizit machen würde. Als solcher würde er auch geführt 
niemals vom Gesichtspunkt eines kaufmännischen Gewinns. In der letzten Zeit sind 
von Sektionschef Reich gewisse Änderungen vorgenommen worden, um den [...] 
Gesichtspunkt in den Vordergrund zu rücken. 

Was die andere Frage anlangt, da gestehe ich schon hier, daß ich die Anstalt für 
das Richtigere halte, weil in der steckt, daß der Staat bei einer Gesellschaft 
gemeinwirtschaftlichen Charakters einen ungeheuren Apport von 50 M[illionen] 
einbrächte - abgesehen von einem Wert in dem monopolistischen Charakter - während 
die privaten Unternehmer eigentlich gar nichts beibringen außer der kaufmännischen 
Erfahrung. Diese letztere ist damit, daß man ihnen eine Monopolinstitut zur 
Ausbeutung überläßt, so unverhältnismäßig, daß es nur im äußersten Notfall 
anzustreben ist. Aber es soll die Zeit bis 1. Oktober verwendet werden, diese Fragen 
nach allen Richtungen zu prüfen. 

Richtig ist auch, daß der geodätische Teil von vornherein als rein staatlicher 
Betrieb dem Vermessungsamt angegliedert wird. 

Reisch: Was geschieht mit dem Amtspersonal? 
Heinl: Es wird in der Rangsklasse, in der sie sich befinden, in den zivilen Dienst 

übernommen. Das Vermessungspersonal wird definitiv übernommen, bezüglich des 
anderen wird die Übernahme provisorisch geschehen, weil man es später zu 
entscheiden haben wird. 

Reisch: Das muß bis Ende September geschehen und definitiv erfolgen. Entweder bleibt er 
beim Militär oder er tritt in den zivilen Dienst. 

Heinl: Er tritt in den zivilen Dienst, nur daß seine Ansprüche vorläufig einen provisorischen 
Charakter haben. Es sind jetzt Militärbeamte, die nach dem Militärabbaugesetz 
pensioniert oder abgefertigt werden müßten. Man will das Personal aber nicht ziehen 
lassen und daher wollen wir sie in den Staatsdienst übernehmen und ihnen sagen, daß 
die definitive Übernahme erst nach Regelung der Frage erfolgen soll. Der größere 
Teil ist ohnedies in der Vermessungsabteilung und diese werden ohnedies 
Staatsbeamte. 

Reich: Wenn wir das Personal übernehmen, so ist es eigentlich definitiv übernommen. Denn 
die provisorische Lösung wird Schwierigkeiten haben. Wenn das Personal im 
I[nstituts]betrieb bleibt, in welcher Form immer, so ist sicher ein Bezug, welchen die 
Leute als Staatsbeamte haben - ist so gering, daß sie von selbst in den 
privatwirtschaftlichen Teil - das Verlangen stellen werden, privatwirtschaftlich 
übernommen zu werden. Sollten sie das aus Sicherheitsgründen nicht tun, dann ist es 
für den Staat nur ein Vorteil. Denn das Gründungskapital ist doch ein staatliches und 
die Anstalt bekommt ein billiges Arbeitspersonal, das sie sich in privatwirtschaftlicher 
Form nicht verschaffen kann. Auch bei einer Aktiengesellschaft wird der Staat mit 50 
% beteiligt sein müssen und dann kommt das billige Personal auch dem Staat zugute. 
Ein Risiko kann in dem Personal für den Staat nicht stecken. 
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Schneller: Der Staatssekretär muß bei der Forderung bleiben, das m[ilitärgeographische] 
I[nstitut] als reinen Staatsbetrieb im reduzierten Umfang [beizubehalten]. 

Heinl: Ich wäre dankbar, wenn er diese Ausführungen bei den späteren Verhandlungen 
vorbringt. Der heutige Beschluß präjudiziert in dieser Hinsicht gar nicht. Es wird das 
ganze Institut in den Staatsbetrieb übernommen. Das Vermessungswesen soll im 
Staatsbetrieb bleiben, über den zweiten Teil sollen erst Verhandlungen mit den 
Staatsämtern erfolgen und [das Staatsamt für] Heerwesen wird [dabei] herangezogen. 
Der Kabinettsrat kann den Beschluß einstimmig fassen und wir werden dann mit den 
Staatsämtern [...]. 

Schneller: Es geht, wenn wir nur die Gewähr haben, daß die Karten staatlich erzeugt werden. 
Heinl: Das Institut kommt in den Staatsbetrieb, bezüglich der weiteren Ausgestaltung soll bis 

1. Oktober verhandelt werden. Ich begrüße den Standpunkt des Heerwesens. Ich habe 
den Antrag nur so gestellt, um Ellenbogen entgegen zu kommen. 

[Beschluß]: Der Antrag [wird angenommen] mit dem Zusatz 1. Oktober und in der 
Zwischenzeit kein präjudiziellen organisatorischen Maßnahmen, weder Abbau noch 
Zubau betreffend. 

 
 
3. 
Breisky: -. 
[Wenedikter]: Der Entwurf der Vollzugsanweisung faßt die Bestimmungen der vorjährigen 

Bestimmungen zur ersten Wahlordnung in eine zusammen und lehnt sich fast wörtlich 
an sie an und berücksichtigt nur jene Änderungen aufgrund der neuen Bestimmungen 
der Wahlordnungsnovelle. 

Der erste Abschnitt handelt von der Bildung der Wahlbehörden. Die 
vorgenommenen Änderungen hängen zusammen mit der Errichtung - Neueinführung 
der Wahlanfechtungsbehörde in Wien. Hier soll zur Entscheidung der Reklamationen 
nicht die Ortswahlbehörde, sondern die Anfechtungsbehörde errichtet werden. Darauf 
beziehen sich einzelne Änderungen in den ersten Paragraphen: § 7, Frist von acht 
Tagen; § 15, Änderung wegen der Einspruchsbehörde, trägt dem Gesetz Rechnung; 
[bei] § 20 [war es ein] Wunsch der Parteien, daß zum Ausdruck gebracht wird, daß 
der Vorsitzende der Wahlbehörde ebenfalls Mitglied sein muß. 

Die Paragraphen 24 und 25 betreffen die Kostentragung. Die letzte 
Vollzugsanweisung vom Dezember '18 über die Wahlbehörden ging von der 
Auffassung aus, daß nicht mehr zu unterscheiden sei und auch die Gemeindemittel zur 
Kostendeckung herangezogen werden können. [Bei den] Ländern und Gemeinden hat 
[dies] Widerspruch ausgelöst und es mußten intern gewisse Kosten der Länder und 
Gemeinden auf den Staatsschatz übernommen [werden]. In dieser Beziehung war kein 
Zweifel, daß die Mitglieder der Wahlbehörden der Staat zu zahlen hat. Im Zweifel sind 
wir nur, inwieweit der Staat auch die Kosten der Durchführung der Wahl bei den 
Orts- und Bezirkswahlbehörden in sachlicher und personeller Beziehung zu 
übernehmen [hat]. Die frühere [Vollzugsanweisung] hat alle Kosten der 
Ortswahlbehörden den Gemeinden, der Bezirks- und Kreiswahlbehörden den Ländern 
[übertragen]. Da der Staat nicht alle Kosten der Durchführung übernehmen kann - so 
nicht die Kosten für das Hilfspersonal der Gemeinden, schon weil eine Kontrolle fehlt 
- so dachten wir, vorläufig die Kostenfrage offen lassen zu müssen. [Dies] umso mehr, 
als eine Resolution die Weisung erteilt, mit dem Hauptausschuß Fühlung zu nehmen. 
Die Kostenfrage ist nicht dringlich und kann zurückgestellt werden. 

B. Verzeichnis der Wahlberechtigten. 
[Dieser Abschnitt] folgt fast wörtlich der vorjährigen Vollzugsanweisung. Von 

Interesse wären nur in den Paragraphen 28, 30 und 31 die Bestimmungen über die 
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Einführung der Wahlkarten. Das Gesetz sieht vor, daß an den - Personen, die am Tage 
der Wahl im öffentlichen Dienst und Auftrag außerhalb des Wahlortes sich aufhalten 
müssen, den Anspruch auf Ausfolgung einer Wahlkarte erhalten und aufgrund dieser 
an einem beliebigen Ort wählen können. Den gleichen Anspruch räumt das Gesetz den 
Wählern ein, welche in der Zwischenzeit seit der Anlegung der Wählerlisten ihren 
Wohnsitz gewechselt haben. Diese Bestimmungen sind in den [§§] 28 und 30 
übernommen, [§] 31 betrifft die näheren Bestimmungen der Ausfertigung der 
Wahlkarte. 

Zuständig ist der Leiter der Ortswahlbehörde jenes Wahlorts, in dessen 
Wählerverzeichnis der Wähler eingetragen ist. Die Ausstellung darf, wenn es sich um 
Wähler handelt, die einen öffentlichen Auftrag haben, nur aufgrund einer amtlichen 
Bestätigung der Dienstbehörde erfolgen; im Falle der Übersiedlung nur aufgrund 
[einer Bestätigung] des Bürgermeisters des neuen Wohnsitzes. Die Ausfolgung der 
Wahlkarte ist im Wählerverzeichnis vorzumerken. Der Mann hat sich noch eine zweite 
Ausfertigung des Dienstauftrages oder der Bestätigung zu verschaffen, die im 
Protokoll zu vermerken ist. 

Um Mißbräuchen zu begegnen ordnet der letzte Absatz [des §] 31 an, daß 
Duplikate für abhanden gekommene oder unbrauchbar gewordene Wahlkarten nicht 
ausgefolgt werden dürfen. § 30, letzter Absatz, sieht vor, daß der Anspruch innerhalb 
der letzten 14 Tage vor dem Wahltag geltend zu machen ist. Ein längerer Zeitraum 
schien nicht zweckmäßig, weil es sich um eine streng zu handhabende 
Ausnahmsbestimmung handelt. 

§ 32, zweiter Absatz, ordnet die Anlegung eines alph[abethischen] Wahlkatasters in 
Wien zur Ermittlung von Doppeleintragungen [an]. Die weiteren Abänderungen sind 
nur geringfügig, um die Übereinstimmung mit dem Gesetz herbeizuführen. 

Wichtiger ist die Änderung in § 42 und [§] 43 [betreffend] das 
Richtigstellungsverfahren nach Abschluß des Berufungsverfahrens. Das 
Richtigstellungsverfahren war vorgesehen, ist aber nicht zur Anwendung gekommen, 
weil der Staatsrat wegen der Kürze der Zeit davon abgesehen hat. Jetzt soll das 
Richtigstellungsverfahren durchgeführt werden. Wir haben in [§] 43 vorgesehen, daß 
es dahin aufzufassen ist, daß in das Verzeichnis Personen eingetragen werden können, 
die ursprünglich im Wählerverzeichnis nicht eingetragen waren; oder daß solche 
gelöscht werden können, welche offenbar nicht wahlberechtigt sind. Diese Auslegung 
des Gesetzes glaubten wir deswegen vorschlagen zu müssen, [um Personen], welche 
infolge des Optionsrechtes erst nach der Auflegung der Wählerlisten das Wahlrecht 
erlangen, [zu ermöglichen], es im Rahmen des Richtigstellungsverfahrens zu 
bekommen. 

Deutsch: Es ist unmöglich, sich in das Elaborat so zu vertiefen, um ein Urteil abgeben zu 
können. Die Vollzugsanweisung wird vom Hauptausschuß herausgegeben. [Ich wäre] 
entweder [für] die Zurückstellung zur Stellungnahme der Parteien oder [für die 
Weiterleitung an den] Hauptausschuß [mit der Feststellung], daß wir meritorisch 
keine Stellung nehmen und die Entscheidung dem Hauptausschuß überlassen. 

Grimm: [Zu den §§] 24 und 25: Durch die gesetzlichen Bestimmungen soll [nur] die Pflicht 
des Staates zur Entschädigung der Mitglieder der Wahlbehörde festgestellt werden, 
das andere soll offen gelassen werden? Alle Gemeinden werden es als [eine] 
Verpflichtung des Staates ansehen. Das ist aber nicht beabsichtigt, denn die Frage ist 
offen. 

Breisky: Ich bitte, der Kabinettsrat möge mich ermächtigen, das dem Präsidenten zur 
Weiterleitung an den Hauptausschuß vorlegen zu dürfen. Es soll keine meritorische 
Zustimmung zu den einzelnen Paragraphen sein. 

Angenommen. 
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4. 
Mayr: Note der Reparations-Kommission. 

Die Herren kennen die Note. Ich bemerke, daß die Note vom 19. Juli der 
Reparations-Kommission, [die] an den Vorsitzenden des Kabinettsrats gerichtet [ist], 
im wesentlichen sich mit der Vermögensabgabe beschäftigt. Aber gegen Schluß wird 
erklärt, daß 1.) die von der Regierung gewünschte Interpretation des Artikels 2 der 
Note [vom 21. Mai] nicht erteilt wird, insbesondere keine Notwendigkeit zur Änderung 
des Textes [vorliege], und dann erblickt die Reparations-Kommission in Artikel 3 
keine Zweideutigkeit. Dann heißt es: 'Wir sehen ...' 

Sie verlangen energisch die Veröffentlichung der Note vom 21. Mai und lehnen jede 
Änderung derselben ab. Wir werden genötigt sein, uns mit dieser Sache zu 
beschäftigen. [Ich] beantrage, daß die Regierung diese Note in den Wiener Zeitungen 
veröffentlicht und überlasse es der Diskussion, ob der Hauptausschuß befragt werden 
soll. 

Reisch: Die Reparations-Kommission legt auf die Veröffentlichung kein besonderes Gewicht, 
sondern die Note ist nur eine Antwort auf die Einwendung, daß im Gesetz [nicht] eine 
nicht publizierte Note berufen werden kann. Sie lehnen auch nicht eine nähere 
Besprechung des Artikels 2 ab, sondern sagen nur, daß eine Änderung des Wortlautes 
nicht notwendig sind - [ist], sie sind - aber mit einer Interpretation einverstanden sind. 

Ich stelle mir vor, daß wir diese Note aufgrund [einer] vorausgegangenen 
Fühlungnahme beantworten. Der Reparations-Kommission ist es gleichgültig, ob wir 
[die Note] veröffentlichen. Sie ist dem Publikum in den Wiener Zeitungen zur Kenntnis 
gebracht [worden], an der amtlichen Publikation ist ihr nichts gelegen. Wir können 
sie aber ohne authentische Interpretation des Artikels 2 über die Veräußerung von 
Landes- und Gemeindeeigentum nicht veröffentlichen. Wir legen die ganze 
Finanzgebarung der Länder und Gemeinden lahm. Wir sollten uns nicht überstürzen. 

Mayr: Wenn eine neuerliche Urgenz kommt, [ist es nicht möglich], zu sagen, der Kabinettsrat 
hat sich nicht in die Notwendigkeit versetzt gesehen, die Publikation zu machen. Sie 
lehnen eine Änderung des Textes ab und verlangen in der Folge die Veröffentlichung 
der Note. Ich muß gewärtig sein, daß sie das Verlangen erneuern. Wenn es nicht 
geschieht, muß ich einen Kabinettsbeschluß haben, daß [sie] nicht veröffentlicht 
werden soll und warum nicht. 

Reisch: Antrag: Mit der Publikation ist sofort nach Abschluß der Verhandlungen über die 
Interpretation des Artikels 2 vorzugehen und dazu [sind] die bereits eingeleiteten 
Verhandlungen fortzusetzen. 

Hanusch: Die Kundmachung in der Wiener Zeitung wäre ein gefährliches Präjudiz. Wohin 
kämen wir, wenn wir alle Reparations-Kommissions-Noten veröffentlichen müssen? Es 
war das bisher nicht üblich. Man muß nicht mit beiden Füßen hineinspringen. Es 
sollen die Verhandlungen weitergeführt [werden], die Veröffentlichung aber erst im 
äußersten Notfall erfolgen. 

Mayr: [Also] die Verhandlungen fortführen und nach deren Abschluß, wenn es bestimmt 
verlangt wird, [die Note] veröffentlichen? 

Miklas: Ich bin einverstanden mit dem Aufschub der Veröffentlichung und der Fortsetzung 
der Verhandlungen. Nur ist mir nicht recht klar, was durch die weiteren 
Verhandlungen erzielt werden soll? Meines Erachtens ist für die Reparations-
Kommission es ausgeschlossen, etwas von der Note zu ändern. Der Text wird derselbe 
bleiben und wir werden wieder vor dem Diktat stehen, daß wir in einigen Tagen den 
jetzigen Wortlaut veröffentlichen müssen. 

Wäre es da nicht angezeigter, ohne Rücksicht auf die Forderung der Reparations-
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Kommission, aus einem anderen Grund die Note [zu] veröffentlichen? [Die könnte 
geschehen], indem wir uns auf den Standpunkt stellen: Wir haben [uns] bei der 
Vermögensabgabe [auf] die Note bezogen; der Kabinettsrat hat daher beschlossen, 
um den Steuerträgern diese Note offiziell zur Kenntnis zu bringen, [sie] in der Wiener 
Zeitung zu veröffentlichen. 

Reisch: Ich glaube nicht, daß die Reparations-Kommission ein Interesse an der 
Veröffentlichung hat. Sie haben das Verlangen nie gestellt, sondern es geht zurück auf 
meine Einwendungen. 

Ich stelle mir vor, daß wir die Note formell bestätigen, wobei wir in der 
diplomatischen Sprache feststellen, daß aufgrund der Verhandlungen der Wortlaut des 
Artikels 2 so zu verstehen ist, daß eine solch strikte Auslegung, wie sie der Wortlaut zu 
verlangen scheint, nicht eintritt. Sie haben nichts dagegen, daß Anleihen 
aufgenommen werden. Man wird feststellen, daß der Artikel dahin zu verstehen ist, 
daß Inv[estitions]darlehen gestattet sind und Veräußerungen unberührt bleiben, wenn 
sie nicht an Ausländer erfolgen. 

Mayr: Es handelt sich um zwei verschiedene Momente: [Bezüglich] die Verhandlungen über 
die Präzisierung dieses Textes, der in das Vermögensabgabegesetz aufgenommen 
werden sollte, sagen sie: Da braucht es keine Auseinandersetzung, weil es klar ist. 
Aber getrennt davon verlangen sie formell: 'Wir sehen uns gezwungen ... zu 
veröffentlichen'. Das ist davon ganz getrennt. Wenn wir es nicht tun und weiter 
Verhandlungen wollen, so können wir das machen. Aber sie werden uns antworten: 
Wir haben uns bereits klar ausgedrückt und ersuchen jetzt, unserer Forderung nach 
Veröffentlichung nachzukommen und die Note getrennt von allen übrigen 
Verhandlungen zu verlautbaren. 

Hanusch: Die Reparations-Kommission wird uns zwingen, die Note zu veröffentlichen. Aber 
das ist ja - der Zwang ist noch nicht terminiert. Wenn wir sofort jedes Schriftstück der 
Reparations-Kommission als Befehl ansehen und ihm nachkommen, dann geraten wir 
auf eine schiefe Ebene. Die Reparations-Kommission muß sehen, daß wir nicht alles 
widerspruchslos machen. Jetzt haben [wir] noch die Ausrede, es wird über die 
Interpretation beraten, [...] die Interpretation gilt nur für die Vermögensabgabe. 

Grünberger: Die Note der Reparations-Kommission ist schon in der Wiener Zeitung 
veröffentlicht durch die Verlesung Renners im Budgetausschuß. Man könnte sich also 
auf den Standpunkt stellen, daß sie schon in der Wiener Zeitung steht. 

Reisch: Die Steuerträger sind durch diese Stelle absolut nicht berührt. 
Mayr: Leichter kommen wir daraus, wenn wir dem Verlangen gleich entsprechen. Das 

Verlangen nach Veröffentlichung ist ja schon wiederholt gestellt worden. 
Breisky: Mit Rücksicht auf das Gesetz über die Vermögensabgabe, wo die Note zitiert ist, 

wird die Note veröffentlicht. 
Deutsch: Ich verstehe nicht, welches Interesse wir haben, die Note nicht zu veröffentlichen. 

Sie ist in allen Zeitungen gestanden. Um [sich] bloß widerspenstig zu zeigen? Die 
Veröffentlichung läßt sich nicht aufhalten und ich sehe keinen Vorteil darin für den 
Staat. 

Mayr: Ich muß den Herren irgendeine Antwort geben, außer es wird die Veröffentlichung 
vorgenommen. Ich müßte begründen, warum die Veröffentlichung unterbleibt. 

Grünberger: Man könnte in der amtlichen Publikation darauf hinweisen, daß sie bereits 
veröffentlicht wurde und nun der Öffentlichkeit mit Rücksicht auf die Bestimmung im 
Gesetz über die Vermögensabgabe neuerlich kundgemacht wird. 

Reisch: Es liegt mir fern, einen Widerstand gegen die Veröffentlichung zu leisten. Aber ich 
bin zum Widerspruch genötigt durch den Artikel 2. Wenn wir das so glatt 
veröffentlichen, haben wir einen Sturm in den Gemeinden. 

Mayr: Ich habe wegen dieser Stelle Bedenken erhoben und habe die Landesregierungen 
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davon verständigt, daß das die Reparations-Kommission von uns verlangt. Und in 
einem rein privaten Brief haben einzelne - die Landesregierungen haben geantwortet, 
wir können ohnedies nicht[s] machen. 

Deutsch: Selbst wenn ein Sturm entsteht, so wird die Tatsache nicht geändert, daß die 
Vorschrift besteht. Wir präjudizieren uns durch die Veröffentlichung nicht. Man soll es 
einfach veröffentlichen, unter welchem Vorwand immer. 

Grünberger: Der Sturm der Länder hätte schon bei der ersten Veröffentlichung einsetzen 
müssen. 

Reisch: Es ist ein großer Unterschied, ob es mit [einem] Kommentar beigefügt [erscheint], 
daß über das Nähere [eine] Auseinandersetzung stattfinden sollen, oder als amtliche 
Publikation. Wir können sie nicht [...] publizieren, weil Goode erklärt hat, daß die 
österreichische Regierung noch nähere Aufklärungen wünscht und auch C. darauf 
Bezug genommen hat. 

Deutsch: [Man kann sagen]: Wegen einzelner Bestimmungen wird weiter verhandelt. 
Reisch: Ein solcher Kommentar kann einer amtlichen Verlautbarung nicht angefügt werden. 
Hanusch: Ich kümmere mich nicht um die Sachen, sondern glaube nur, daß man nicht alles 

glatt zu befolgen braucht. Wenn die Veröffentlichung erfolgt, so wird die Welt darüber 
nicht einstürzen. 

Mayr: Es ist eigentlich kein Gegenantrag gestellt gegen meinen Antrag, die Note zu 
veröffentlichen. 

Ellenbogen: Ich hätte die Anregung gegeben, daß ein Artikel Schüllers gleichzeitig erscheinen 
soll. Dieser Artikel würde ungefähr dem Kommentar - den Wert eines Kommentars 
haben und wir würden damit unsere Stellung, die Tatsache, daß wir gegen einzelne 
Punkte Einwendungen haben, festlegen. 

Grünberger: Die Note soll im Zusammenhang mit dem Gesetz wiederholt werden als 
Erklärung des Gesetzes. Gleichzeitig damit aber [hätte man] einen aufklärenden 
Artikel zu schreiben, in dem bereits auf die Tatsache hingewiesen wird, daß Artikel 2 
erst einer gegenseitigen Interpretation noch bedarf und diese sich im Zuge befindet. 

Mayr: Die Herren stimmen zu, daß die Note veröffentlicht wird; 2.) daß der Zusammenhang 
mit den beschlossenen Finanzgesetzen dabei kundgetan wird und 3.) ein aufklärender 
Artikel erscheint; 4.) Renner Gelegenheit hat, vor der Durchführung sich zu äußern. 

Reisch: Mein Antrag ist, nicht die Note allein zu veröffentlichen, sondern den beiderseitigen 
Notenwechsel und die dabei erzielte Verständigung. [Ein] Bedürfnis nach der 
Veröffentlichung bei den Steuerträgern besteht nicht. 

Mayr: Ein Widerspruch ist nicht erfolgt. Ich glaube, im Sinne der vier Punkte vorgehen zu 
können. Mit der - Ich bitte, daß Sie uns - den Modus der Veröffentlichung der 
Staatskanzlei überlassen, Renner ist zu informieren. 

 
 
5. 
Deutsch: Heinl hat aufmerksam gemacht, daß den Ländern Gelegenheit gegeben werden soll 

- die Länder zu fragen [wären]. Hauser hat nicht das Bedürfnis gezeigt und daraus 
habe ich entnommen, daß das Interesse nicht besonders groß ist. 

Ich bin bereit, das der Landesregierung zu schicken, möchte aber im Protokoll 
meine Verwahrung gegen diesen Vorgang festgehalten [wissen]. Ich wäre berechtigt 
zur Hinausgabe nach dem Wehrgesetz ohne Kabinett, [ich] wollte mich nur nicht dem 
Vorwurf der Eigenmächtigkeit aussetzen. Ich gebe es hinaus als Entgegenkommen, 
damit kein Konfliktstoff gegeben ist. Ich bitte, das zu Protokoll [zu nehmen], damit 
kein Präjudiz geschaffen wird. 

[Beschluß]: Der Kabinettsrat genehm[igt] die Hinausgabe. 
//[Am Rand]: Der Kabinettsrat nimmt die Ausführungen des Staatssekretärs für 
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Heerwesen zustimmend zur Kenntnis.// 
 
 
6. 
Grünberger: Mehl für die amerikanische Kinderhilfsaktion. 

LR [Loewenfeld-Ruß] hat am 30. März mit den beiden Leuten der Kinderaktion 
gesprochen und ihnen eine sehr beträchtliche Mehllieferung zur Unterstützung der 
Aktion in Aussicht gestellt. Nachträglich zeigte sich, daß er nicht an eine 
unentgeltliche Lieferung dachte, während die [...] die Zusage so auffassen, daß [die 
Überlassung] dieser Mehlmenge [von] 4.840 Tonnen kostenlos erfolgen soll. Die 
Amerikaner haben in einer Zuschrift klargelegt, daß die Weiterführung ihrer Aktion 
nur dann möglich ist, bei kostenloser Überlassung der Mehlmenge. 

Ich muß aufmerksam machen, daß nach den jetzigen Berechnungen die 
angesprochene Mehlmenge einen Betrag von 125 M[illionen] Kronen darstellt. 
Trotzdem muß ich im Hinblick auf die besondere Bedeutung, nicht nur der 
amerikanischen Kinderaktion für die Ernährung, sondern der Bedeutung, welche auch 
der Aktion an maßgebendster Stelle beigemessen wird, [beantragen], daß diesem Petit 
Folge gegeben wird. Die amerikanische Aktion ist ein unmittelbares Werk Hoovers, 
welcher für uns sehr viel tut. 

Die finanzielle Seite könnte dadurch gemildert werden, daß man vielleicht wenn es 
dazu kommt, über die Finanzierung zu sprechen, sagen wird: '4.080 - [4.840] Tonnen 
habt Ihr für Eure Kinderaktion weggenommen, ich kann dafür nicht die Schatzbons 
geben, ich bitte um weitere 4.080 - [4.840] Tonnen noch extra' - was [für] die 
Amerikaner leicht möglich wäre, weil die Berechung der Schiffslieferungen nicht so 
genau ist. 

Jetzt können wir nichts anderes machen und [ich] erbitte mir die Zustimmung des 
Kabinetts und des Staatsamtes für Finanzen dazu, daß der a[merikanischen] 
K[inder]hilfsaktion wir die ... 

Tandler: Ich bin nicht dagegen, daß es den A[merikanern] gegeben wird. Aber es fällt mir 
auf, daß wir vor dem Volk so da stehen, als würde die Regierung sich immer 
beschenken lassen. Es wird immer verschwiegen, was die Steuerträger aus Eigenem 
leisten. Ich betone immer und weise nach, wieviel Geld [wir] für die Invaliden- und 
Kinderfürsorge im letzten Jahr ausgegeben haben. 

Geheimnisvoll ist die Sache der amerikanischen Kinderhilfsaktion. Man erfährt nie, 
wieviel - was der Staat leistet und was die Amerikaner leisten. Wir befinden uns in 
einer schimpflichen Bevormundung. Wenn man den A[merikanern] 120 M[illionen] 
gibt, so meine ich, daß die Steuerträger ein Recht darauf haben, [zu erfahren], wieviel 
sie für die Ausspeisung der Kinder zu leisten haben. 

Der Kabinettsrat sollte sich mit der Frage beschäftigen, in welcher Art mit 
Umgehung politischer Verwicklungen das Volk Österreichs über seine Leistungen zu 
informieren wäre. 

Grünberger: Ich begrüße diese Ausführungen wärmstens. Das Volksernährungsamt ist auch 
gegenüber der a[merikanischen] Altenhilfsaktion in einem vollkommenen Dunkel. Wir 
wissen nichts darüber, haben aber festgestellt, daß die Leistung des Staates zu dieser 
Aktion schon in der Vergangenheit ganz enorm war. 

Ich bitte um die Genehmigung, daß ich diesen Gegenstand zum Anlaß nehme, um 
mit der Präsidentschaftskanzlei (Löwenthal) Fühlung zu nehmen, daß jedenfalls noch 
eine andere Bedingung [daran] geknüpft wird: Daß der Öffentlichkeit gesagt wird, 
daß diese Menge Mehl aus unseren Vorräten der amerikanischen Kinderaktion 
kostenlos überlassen wurde. 

Reisch: Ich bin Tandler für diese Anregungen sehr dankbar. Ich kann mich gegen solche 
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Zumutungen nicht wehren, weil die Aktion sehr empfindlich ist. Die Erwartung, daß 
die Präsidentschaftskanzlei etwas weiß, wird sich nicht erfüllen, denn sie fragt immer 
bei mir an. Es wird nicht gut angehen, das der Bevölkerung einfach mitzuteilen, denn 
das verletzt die Empfindlichkeit der Amerikaner auf das Schwerste. 

Grünberger: Ich muß auf die Empfindlichkeit der Leute Rücksicht nehmen, ich würde es nicht 
ohne ihr Wissen veröffentlichen. Ich würde aber einvernehmlich mit ihnen erwirken, 
daß man sagt, daß aus unserer Mehlmenge eine beträchtliche Quantität zur Verfügung 
gestellt wird. Ich muß darauf Wert legen, weil viele Zeitungen den Mehlkredit immer 
nachrechnen [und] zwar falsch. Dieser Posten ist nicht so klein, daß er [nicht] in die 
Waagschale fällt. Ich muß der Öffentlichkeit sagen, daß von den 200.000 Tonnen 
5.000 weggehen. 

Tandler: Wie es durchzuführen ist, weiß ich nicht. Aber so geht es nicht weiter. Der Staat gibt 
unendliche Summen von Geld auf - [aus] im sozialpolitischen Sinn für die 
verschiedenen Wohlfahrtsaktionen des Staates. Hoover hat uns geholfen, [er] war ein 
großer Mann. Seine Adepten sind es nicht, viele leben vom Wohltun mit unserem Geld. 
Die Frage ist so ernst, daß man sich wird klar äußern müssen, die Wahrheit darüber 
zu sagen. 

Grünberger: Wenn ich sicher wäre, daß Hoover weiß, daß ich von den 200.000 [Tonnen] fünf 
hergeben muß, wäre die Lage anders. Ich glaube aber, er weiß es nicht. 

Mayr: Der Bericht Grünbergers wird zur Kenntnis genommen und sein Antrag, in der ihm 
geeignet scheinenden Weise die Veröffentlichung über die Leistungen Österreichs in 
dieser Hilfsaktion vorzunehmen, erscheinen genehmigt. 

 
 
7. 
Reisch: Regelung der Vorkriegsschulden. 

[Es handelt sich um] eine außerordentlich wichtige und schwierige Angelegenheit. 
Die franz[ösische] Regierung hat mit [einer] Note Ministerpräsident M[illerands 
vom] 1. /3. '20 die österreichische Regierung [zu Verhandlungen] über gewisse 
Modifikationen bei der Anwendung der A[rtikel] 248 und [24]9 eingeladen, welche 
die Währung betreffen, in welcher die Vorkriegsschulden zurückzuzahlen sind. Wir 
haben eine Kommission zu Beginn Mai nach Paris geschickt. Diese Verhandlungen 
haben jedoch kein Ergebnis gehabt, sondern nur ergeben, daß es den Franzosen 
weniger darum zu tun war, die Modalitäten zu finden, sondern [dar]um, mit Hilfe des 
österreichischen Eigentums eine Politik der wirtschaftlichen Durchdringung zu 
treiben. Sie möchten unseren Aktienbesitz an national gewordenen Unternehmungen 
als Pfand in die Hand bekommen und sich darin festsetzen. Dieser Tendenz konnte nur 
schwer Widerstand geleistet werden. 

Die Franzosen haben in einer neuen Note die Vorschläge [unserer Kommission] 
kritisiert und ihrerseits einen Vertragsentwurf übermittelt, von dessen Unterzeichnung 
sie die sofortige Unterzeichnung -. 

Ich habe wenig Hoffnung, daß die Verhandlungen dazu führen werden, daß unsere 
Bedingungen angenommen werden. Ich muß mir daher die Genehmigung zu - erbitten, 
nicht nur den Vertrag in der jetzigen Form unterfertigen zu dürfen, sondern auch 
dann, wenn die Bedingungen des Entwurfes zu unseren Ungunsten abgeändert werden 
sollten, falls diese nach gewissenhafter Prüfung der Sache - diese den wirtschaftlichen 
und finanziellen Interessen Österreichs als entsprechend erkannt werden. Es kann sich 
nur darum handeln, einen Vertrag zu schließen, welcher gegenüber dem 
Friedensvertrag eine Erleichterung bringt. 

Der Vertrag muß noch vor dem 16. August zustande gebracht werden, die 
maßgebenden Funktionäre Frankreichs gehen am 1. August auf Urlaub. Mit Rücksicht 
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auf dieses Kalendarium erübrigt nichts [anderes, als] daß ich am Montag nach Paris 
fahre mit zwei Bankexperten - Hammerschlag und Rosenberg - und die Verhandlungen 
in einem Zug zu Ende führe. 

Antrag: Ermächtigung, diese Verhandlungen zu führen und nach Maßgabe ihres 
Ergebnisses das Vertragsinstrument zu fertigen. 

Deutsch: Wir sind nicht in der Lage, auf die Details einzugehen. Wir müssen uns auf Reisch 
verlassen. Wir möchten nur ersuchen, daß wenn die Verhandlungen in ein 
entscheidendes Stadium treten, [man uns] neu informiert. Wir sind einverstanden mit 
der Grundlage der Verhandlungen, bitten aber um Information von Paris aus, wenn 
die Verhandlungen in ein entscheidendes Stadium treten. 

Reisch: Ich werde den Vertragsentwurf morgen und übermorgen beraten, weil wir 
einverständlich mit den Interessenten vorgehen wollen. [Ich werde ihn dann] dem 
Kabinettsrat zur Verfügung stellen und telegraphisch die wesentlichsten Änderungen 
nach Wien melden. 

Die Interessenten werden nie zufrieden sein, weil sie sich den Bestimmungen des 
Friedens gegenüber verschließen zu können glauben. Sie machen große 
Schwierigkeiten und sehen nur die Lösung: Der Staat zahlt die Differenz. Das wollen 
aber die Franzosen nicht, weil der Staat ihnen nicht gut genug ist. 

Die Frage, wie der Staat sich mit den Schuldnern in Österreich auseinandersetzt, 
kann einer späteren Zeit vorbehalten bleiben. Er wird da und dort helfend eingreifen 
müssen. Ein Österreicher ist 1 M[illion] Kronen schuldig, für diese 1 M[illion] muß er 
nach dem [Artikel betreffend die] Vorkriegsschulden 1.000 Fr. zahlen. Das ist bei 
Frankreich das 13-fache, bei England das 20 - 26-fache. 

Miklas: Es ist schwer, in die Verhandlungen einzugehen. Reisch muß die Verantwortung 
überlassen werden. Auch in Paris wird nach Erreichung des möglichst günstigen 
Zieles unterzeichnet werden müssen, vorbehaltlich der Genehmigung des 
Kabinettsrates. Nur mache ich aufmerksam -. Wenn unsere Vollmacht soweit gehen 
soll, daß endgültig abgeschlossen werden soll, so bin ich auch damit einverstanden. 

Es beweist eigentlich die finanzielle Situation gegenüber der Entente, daß das 
vielgepriesene Wohlwollen wirklich nur ein Aushängeschild ist und wir in Wirklichkeit 
bis auf das Hemd ausgezogen werden, daß man im Ausland den Staat nicht als gut 
[genug] ansieht. So ist die wirkliche Lage gegenüber den Franzosen. 

Wenn ich mir die Ev[entualität] vor Augen stelle, daß nach dem 16. August das 
französische Privatkapital seine Schulden in Österreich rücksichtslos auspfändet und 
die Unternehmungen damit in den Besitz [des] französischen Kapitals bringt, in 
ausländische Hände bringt, so möchte ich zu erwägen geben, ob es nicht angezeigt ist, 
in einen solchen finanziell und wirtschaftlich mißlichen Situation [sich] bei 
kapitalskräftigen Leuten umzusehen. Das kann nur bei der Entente sein, aber es 
könnte versucht werden, ob diese Garantie für die österreichischen Privatschulden, 
wenn schon der Staat nicht als Gutsteher angenommen wird, geleistet wird von einem 
amerikanischen Konzern. Und [es wäre mir] lieber, [wenn] dieser sich hereinsetzt als 
die Franzosen. 

Das ist eine Frage von großer volkswirtschaftlicher und äußerer Bedeutung. Ich 
bitte diese Gedanken in Erwägung zu ziehen, sonst werden wir eine Dependance nicht 
bloß Frankreichs, sondern der von Frankreich geleiteten Großbetriebe der 
Čechoslovakei. 

Reisch: Ich muß betonen, daß wenn wir keinen Vertrag zustande bringen, der Zustand eintritt, 
welchen Miklas geschildert hat: Daß die Franzosen die österreichischen 
Unternehmungen im Exekutionsweg an sich bringen. Darum verhandeln wir seit 
Monaten. Frankreich steht auf dem Standpunkt, an dem Wortlaut des 
Friedensvertrages darf nicht gerüttelt werden, auch wenn sie wollten. 
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Wir bemühen uns seit langem, irgendein fremdes Kapital zu interessieren. Ich habe 
berichtet, daß die Morgan-Gruppe ein gewisses Interesse für Österreich zeigt, und 
[sie] wird neuerlich Ende des Monats nach Europa kommen in der Absicht, die 
österreichischen Geschäfte, die sie entriert haben, fortzuspinnen. Ein gewisses 
Interesse des amerikanischen Kapitals ist da, aber die Zumutung, für die 
Vorkriegsschulden Österreichs die Bürgschaft zu übernehmen, können wir nicht 
stellen. 

Es handelt sich um 5 - 6 Milliarden. Darum wollen wir die Ratenstundungen, weil 
sich in dieser Zeit vieles ändern kann. 

Mayr: Gegen die Ermächtigung zu Verhandlungen über den Vertrag ist nichts eingewendet. - 
Angenommen. 

Es handelt sich nur darum, ob vor Abschluß des Vertrages, wenn möglich ein 
Entwurf - dem Kabinettsrat berichtet wird. Ein Exemplar soll hier bleiben und die 
Änderungen sollen bekannt gegeben werden. Der Kabinettsrat soll von den wichtigen 
Phasen der Verhandlungen verständigt werden. 

 
 
8. 
Reisch: Wertzuwachs[abgabe]. 
 
 
9. 
Reisch: Kapitalsbeteiligung. 

Es mehren sich die Fälle, wo der Staat über Betreiben Ellenbogens sich an 
Erwerbsunternehmungen mit Kapitaleinlagen beteiligt, in welchen Fällen er auch 
genötigt ist, Vertrauensmänner in die Verwaltungen der Unternehmungen zu 
entsenden. Wenn wir nicht aktive Staatsbeamte hinschicken, haben wir nicht den 
nötigen Kontakt mit den Unternehmungen, während nach § 33 und der 
Dienstpragmatik es aktiven Staatsbediensteten untersagt ist, sich an der Verwaltung 
[oder] im Vorstand zu beteiligen. Muß das ausnahmsweise geschehen, so ist die 
unentgeltliche Teilnahme an der Leitung Bedingung. 

Nun hat es keinen Sinn, für die Staatsfunktionäre auf die Quote des dem 
Verwaltungsrat zukommenden Betrages [zu] verzichten. Das wäre eine Bereicherung 
der Gesellschaft oder der anderen Verwaltungsratsmitglieder. Ebensowenig erscheint 
es nicht - gerechtfertigt, den Beamten die Verwaltungsratsbezüge zu belassen. 

Ich schlage daher den Mittelweg [vor], daß der Staat die Quote seiner Funktionäre 
bezieht, einen Ausgleichsfonds bildet und den Funktionären daraus Remunerationen 
erteilt, welche eine gewisse Rücksicht auf die Dividenden nehmen können, aber sich 
nicht voll daran binden. Etwas Ähnliches ist schon bezüglich der Aufsichtsgebühren 
für die Regierungskommissionen vorgesehen. 

Deutsch: Ich bin einverstanden, nur glaube ich, daß es sich empfiehlt, daß wir den Herren, 
die auf diese Weise eine Funktion ausüben, [zwar] eine Remuneration geben [sollen], 
aber nicht in der Höhe des erhaltenen Bezugs. Sie sollen nur eine Entschädigung für 
die Überarbeit bekommen. Diese Tatsache müßte sehr scharf herausgearbeitet 
werden, damit sie nicht glauben, daß sie die Verwaltungsratstantiemen bekommen. Als 
Fonds werden benützt die einlaufenden Tantiemen. 

Mayr: Es sollen nur Remunerationen gegeben und nicht das ganze Erträgnis aufgeteilt 
werden. 

Genehmigt. 
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10. 
Breisky: Feuerversicherung Vorarlberg. 
 
 
11. 
Breisky: [Am] 31. Juli haben wir für Feldsberg und Gmünd mit den Tschechen zu verhandeln. 

Es handelt sich darum, daß der Vertreter orientiert wird. 
[Die niederösterreichische Landesregierung] schlägt vor Zedtwitz, erbittet die 

Genehmigung, daß Z[edtwitz] abgesendet werden kann und [...] bevollmächtigt. 
Miklas: -. 
Genehmigt. 
 
 
12. 
Pesta: Der Entwurf, wie er hier vorliegt, als 'Entwurf eines Gesetzes über ...' ist insofern nicht 

vollständig, als der Motivenbericht fehlt. Es wird vielleicht nicht notwendig sein, ihn 
nachzutragen, weil es nicht möglich ist, im gegenwärtigen Stadium das Gesetz als 
Regierungsvorlage einzubringen. 

[Zur] geschichtlichen Entwicklung des Entwurfes. Bereits vor dem Umsturz war die 
Besoldungsreform eine Forderung der Eisenbahner, welche mit Rücksicht auf die 
besonderen Verhältnisse des Eisenbahndienstes gerade in diesem Ressort aktueller 
war als anderswo. Insbesondere haben die Kriegsverhältnisse es bewirkt, daß durch 
die Einberufungen vakante Posten von höherqualifizierten Bediensteten bei dem 
Personalmangel von anderen Angestellten versehen werden mußten und lange Zeit 
klaglos versehen wurden. Das hat das Bewußtsein gestärkt, daß eigentlich die 
bisherigen Entlohnungsverhältnisse nach der Vorbildung nicht [ein] gerechter 
Grundsatz seien, wenn deren Leistung [auch] von einem weniger Gebildeten versehen 
werden kann. Das Amt soll nicht schlechter bezahlt sein nur aus dem Grund des 
mangelnden Schulzeugnisses. 

Nach dem Umsturz ist diese Forderung umso eindringlicher geltend gemacht 
worden. Es haben sich die Verhältnisse nach dem Umsturz, auch die Ideen der 
Bediensteten, besonders der unteren, in den Vordergrund gedrängt und der damalige 
von Staats wegen eingesetzte Beirat hat die Forderung aufgestellt, mit dem alten 
System zu brechen. Der letzte Stein war im Frühjahr '19 ein Streik, der nur durch 
finanzielle Zugeständnisse und die Zusicherung - Renner'sche Erklärung über die 
Erlassung einer Besoldungsreform verhalten -. Es hat geheißen, daß bis Ende August 
die Besoldungsreform endgültig durchgeführt sein wird. 

Es kam aber anders, weil die Personalvertretung zunächst auf eine gesetzliche 
Basis gestellt werden mußte. Die Personalvertretung mußte erst organisiert werden 
und es war erst im August die erste Tagung des Zentralausschusses der 
Personalvertretung möglich. Bis dahin wurde im Staatsamt an den Vorarbeiten 
gearbeitet und - [um] dem Plenum des Zentralausschusses die Grundzüge der 
Besoldungsreform vorzulegen zur Erstattung ihres Gutachtens. Details waren noch 
keine ausgearbeitet. Die Personalvertretung hat sich [im] wesentlichen mit den 
Grundzügen einverstanden erklärt und hat sich an die Arbeit gemacht. 

Die Schwierigkeit der Personalvertretung lag besonders darin, daß das ganze 
Entlohnungssystem im System eine Änderung erfahren mußte, daß mit dem rein auf 
der Vorbildung aufgebauten Dienstklassensystem aufgeräumt werden sollte und die 
neue Besoldung abgestellt werden mußte auf die faktische Dienstverrichtungen. Die 
Vorarbeiten des Staatsamtes haben zu dem Ergebnis geführt, daß wir 
verschiedenwertige Dienstverrichtungen in 14 Gruppen festlegten. Ich will den 



207 - 1920 - 07 - 23 

43 
 

weiteren Werdegang nicht näher darstellen, aber im wesentlichen ist an dem System 
festgehalten worden. Der Entwurf der Reihungen enthält im ganzen 19 
Dienstverrichtungen, die in 19 Gruppen eingeteilt sind, wo[bei] jede Gruppe eine 
Steigerung der Wertigkeit der Leistungen darstellt. An diese 19 Gruppen sind die 
entsprechenden Lohnskalen gehängt. 

Die Personalvertretungen haben sich mit dieser Reihung nun selbst verfaßt - 
[befaßt]. Das war die schwierigste Arbeit, sich selbst in diese Reihung einzufügen. Es 
ist selbstverständlich, daß jede einzelne Kategorie dahin strebt, ihre Leistung 
besonders hoch einzuschätzen und ihre Wichtigkeit besonders kraß darzustellen. Im 
übrigen haben sich die Personalvertretungen auf eine Zusammenstellung geeinigt und 
was in der Beilage unter dem Titel 'Reihung des Personals' vorgesehen ist, entspricht 
einem einvernehmlich mit der Verwaltung zusammengestellten auf einer ziemlich - 
endgültigen Entwurf, der als integr[aler] Bestandteil der neuen Reform anzusehen ist. 

Ich weiß nicht, ob ich den Kabinettsrat zu sehr aufhalte, wenn ich mich auf die 
Durchbesprechung der einzelnen Paragraphen einlasse. Ich möchte nur im 
wesentlichen betonen, was die Staatseisenbahnverwaltung - die Differenzpunkte, die 
uns heute noch vom Personal scheiden. Ich kann nur den Antrag stellen, daß die 
Differenzpunkte von Seite der Staatsverwaltung nicht vertreten werden können, weil 
sie mit allen Grundsätzen der Verwaltung im Widerspruch stehen und zu weit gehen, 
als daß die Staatsverwaltung ihre gesetzliche Niederlegung verantworten könnte. 

So der § 5: Die Stabilisierung bedeutet die Überführung in ein unkündbares 
Verhältnis. Bisher war es so, daß die Bediensteten im Taglohn je nach Gruppe [nach] 
3 - 5 Jahren unkündbar angestellt wurden. Nunmehr soll jeder im Taglohn ständig 
Verwendete nach zwei Jahren [un]unterbrochener Dienstzeit automatisch in das 
unkündbare Verhältnis übertreten. Das Staatsamt für Finanzen glaubt darin eine 
besondere Gefahr zu erblicken, daß wir damit eine Personal-Festlegung bekommen, 
die bei irgendeinem - der Personal-Wirtschaft ?Ungenehmlichkeiten macht. Der 
faktische Zustand war [aber] der, daß ein Bediensteter, der in den Probations[...] 
übergeführt wurde - [man] ihn ebensowenig - außer einen besonderen Straffall - nicht 
mehr außer den Stand gebracht hat. 

Wenn an dieser Bestimmung des Gesetzes der Stabilisierung nach zwei Jahren 
gerüttelt werden sollte, so muß ich darauf aufmerksam machen, daß diese Forderung 
von den gewerkschaftlichen Organisationen als eine c[onditio] s[ine] q[ua] n[non] 
aufgefaßt wurde und sie die ganze Besoldungsreform als unannehmbar bezeichnen, 
wenn in der Frage der Stabilisierung dieser Wunsch nicht erfüllt wird. Fußend auf den 
tatsächlichen Erfahrungen halte ich die Stabilisierung für vollkommen gefahrlos. Es 
ist ein Zugeständnis, welches nichts kostet - im Gegenteil, das stabilisierte Personal ist 
das ruhigere Element. 

Ich möchte vom Kabinettsrat die Zustimmung erbitten, daß in der Richtung der 
Entwurf keine Änderung erfahren möge. Reisch hat die Anregung gegeben, eine 
fünfjährige Kündigung nach der Stabilisierung anzufügen. Wir haben damit schon eine 
Erfahrung während des Krieges gemacht für die definitiv Angestellten. Sie hat uns 
nichts genützt, es ist nie davon Gebrauch gemacht worden und wäre es geschehen, 
hätte es den größten Widerstand ausgelöst. 

Ich wollte den Antrag stellen, das Staatsamt für Verkehr zu ermächtigen, den 
vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Besoldungswesens bei den 
österreichischen Staatsbahnverwaltungen - den Inhalt des Gesetzentwurfes im 
gegenwärtigen Zeitpunkt in Form einer Dienstanweisung publizieren und die 
Durchführung seiner Bestimmungen veranlassen zu dürfen, wobei die formale 
Regelung der Besoldungsordnung im Gesetzgebungswege vorbehalten bliebe. Es 
käme noch in Frage, ob schon jetzt der Hauptausschuß verständigt werden soll. 
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Mayr: Ohne eingehendes Studium der Vorlage können wir kaum die Ermächtigung erteilen 
und die Vorlage an den Hauptausschuß wird wegen der finanziellen Rückwirkung 
auch notwendig sein. 

Deutsch: Die Parteien brauchen Zeit, sich die Sache anzuschauen. Es wäre zweckmäßig, von 
einer Debatte abzusehen, mit den Parteien [zu] sprechen und [es] erst in der nächsten 
Sitzung im Kabinett zu besprechen und dann erst dem Hauptausschuß zur formalen 
Erledigung zuzuweisen. 

[Ich] beantrage, von [einer] Debatte abzusehen, mit den Parteien [zu] sprechen und 
in der nächsten Sitzung die Beschlußfassung zu versuchen. 

Pesta: Das Plenum der Personalvertretung hat den Entwurf vor 14 Tagen angenommen. Dort 
sind alle Gruppen vertreten. Die Resolution lautete dahin, daß man vom Staatsamt 
erwartet, daß es [den Entwurf] noch in dieser Session der Nationalversammlung 
vorlege. Ich möchte nicht den Anschein erwecken, daß an dieser Stelle eine 
Verzögerung bewirkt wird. Ich bin [aber] einverstanden, daß sich die Herren ins 
Detail informieren und mit den Parteien Fühlung nehmen. Dann könnten auch die 
Differenzpunkte leichter zu besprechen sein. 

Roller: Wir stehen wieder vor einem großen Druck. Die anderen Kategorien können diesen 
Druck nicht ausüben, sie brauchen aber die Besoldungsreform ebenso. Mit den 
Richtern ist noch gar nicht gesprochen worden. Was wird es für einen Eindruck 
machen, wenn diese Besoldungsreform jetzt im Wege einer Dienstanweisung in 
Vollzug gesetzt wird und die anderen nichts bekommen? Vielleicht ist es doch 
möglich, die andere Besoldungsreform gleichfalls fertigzustellen. Ich möchte es nicht 
aufhalten, sondern nur, daß die anderen nicht zurückbleiben. 

Mayr: Die Besoldungsreform für die Eisenbahner ist in der Durcharbeitung weit voraus. Das 
können wir nicht hindern und können sie nicht zurückhalten. Das einzige, was wir tun 
können, ist, die Zwischenzeit abzukürzen. 

Wir sollen uns [darauf] beschränken den Bericht P[estas] entgegen zu nehmen, mit 
den Parteien über die Vorlage zu reden und in einer der nächsten Sitzungen nehmen 
wir endgültig zur Eisenbahnbesoldungsreform Stellung. 

Deutsch: Ich warne davor, etwa die beiden Vorlagen verquicken zu wollen. Die Eisenbahner 
sind zahlenmäßig und organisatorisch die stärkste Gruppe. Es wäre ein Fehler, es 
gemeinsam zu machen. Wir werden uns bemühen, die allgemeine Besoldungsreform 
rasch folgen zu lassen, wir dürfen aber nicht - die Eisenbahner zum Warten zu 
veranlassen. 

Ich wiederhole den Antrag, daß wir mit den Parteien reden und versuchen, schon 
bei der nächsten Sitzung zu einem Beschluß zu kommen. 

Reisch: Die Anregung, keine Debatte zu führen, würde die Finanzverwaltung mit ihren 
Bedenken an die Wand drücken. Wenn die Parteien annehmen, könnte die 
Finanzverwaltung nicht mehr durchdringen. 

Wi[lfling]: Eine Abweichung ist das Bedenken gegen die Stabilisierung nach zwei 
Dienstjahren. Das Staatsamt für Finanzen verkennt nicht, daß in dieser Richtung eine 
Abänderung nahezu unmöglich ist, möchte aber großen Wert darauf legen, wenn der 
Versuch gemacht würde, [durch] neuerliche Verhandlungen mit der 
Personalvertretung eine Kündbarkeit von fünf Jahren nach der Stabilisierung 
einzuschalten. Das ändert daran gar nichts, daß die Angestellten in die 
Besoldungsordnung kämen, also Beamte werden. Wir wollen auch bei den 
allgemeinen Beamten eine Kündbarkeit vorsehen. 

Reisch: Es ist doch kaum ausdenkbar ein Prinzip, [daß man] einen 16-jährigen Bauarbeiter 
aufnimmt, durch einen Zufall bleibt er zwei Jahre und wird dann dauernd und 
pensionsberechtigt angestellt werden. 

Pesta: Die für einen vorübergehenden Zweck aufgenommenen Arbeiter, welcher zeitlich 
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umschrieben ist, sind von der Stabilisierung ausgeschlossen. Das Alter läuft von 20 - 
18 Jahren an. Er untersteht der Dienstordnung und kann überall verwendet werden. 
Ich ändere an dem Zustand nichts durch die Kündbarkeit. 

Mayr: Die Bahn soll auf Gewinn berechnet sein. Es ist bedenklich, auch in den untersten 
Kategorien Staatsbeamte zu machen. Das muß zu einem Krach und einem 
Privatbetrieb führen. Der Staat kann [sich] das nicht leisten. Die Reparations-
Kommission wird uns das über den Haufen werfen. 

Pesta: Es ändert an dem gegenwärtigen Zustand nichts. Der zu einer ständigen Arbeit 
Aufgenommene tritt nach einem Jahr in den Probations[..]. Er kann gekündigt werden, 
es wird aber von dem Kündigungsrecht nie Gebrauch gemacht. Er muß sich schon 
eines Disziplinarvergehens schuldig gemacht haben, um ihn amovieren zu können. 
Dasselbe Mittel der strafweisen Dienstentlassung habe ich auch bei dem 
Stabilisierten. Es wirkt nur nach außen hin und der Personalstand wird unbeweglich, 
solange nicht die Disziplin hergestellt ist. Die Entlassungsmöglichkeit ist auch nach 
der Stabilisierung gegeben und die faktische Entlassung ist auch heute nicht 
vorgenommen und bei gewissen Gruppen ist schon jetzt die Stabilisierung bei drei 
Jahren festgelegt. Die späteste Stabilisierung tritt zwischen sechs und sieben Jahren 
ein. Jetzt sollen es zwei Jahre werden. 

Reisch: Ich möchte nur feststellen, daß wir damit den Ruin der Staatsbahnen herbeiführen. 
Pesta: Die heutigen Taglöhne können viel leichter in die Höhe getrieben werden als eine 

Änderung des Schemas. Unsere Taglohnbediensteten haben in den letzten Monaten 
solche wesentlichen Erhöhungen ihres Grundlohnes erfahren, daß es Jahre für sie 
gebraucht hätte, [dies] zu erreichen, wenn sie stabilisiert gewesen wären. 

Mayr: Vom Standpunkt einer vernünftigen Verwaltungs- und Verfassungsreform muß gesagt 
werden, daß alles, was [ein] staatlicher Betrieb ist, hat mit dem Beamtentum und den 
Hoheitsrechten des Beamtenstandes nichts zu tun. Das ist [ein] Privatbetrieb, die 
Dienstordnung, Versicherung und Sozialfürsorge ist so zu behandeln, wie bei jedem 
Privatbetrieb. Je weiter wir uns einlassen, jeden [...] zu einem Beamten zu machen, 
umso früher geht der Staat zugrunde. Wenn dieser Gedanke bei der Verfassungs- und 
Verwaltungsreform nicht durchdringt, dann ist es schade um jede Arbeit. Wir machen 
viel zu viel in Verstaatlichung, ein Betrieb muß sich -. 

Miklas: Die Pläne im abgelaufenen K[oalitions]kabinett bezüglich der Besoldungsreform der 
staatlichen Hoheitsbeamten beruhen auf dieser wesentlichen Scheidung. Diese Idee 
wurde von Renner propagiert, welcher die staatlichen Hoheitsbeamten herausnehmen 
wollte, sie zu den eigentlichen Beamten machen und alles andere wie die Angestellten 
in Privatbetrieben behandeln wollte. 

Pesta: Wenn ich wahllos die Stabilisierung mache, so komme ich zu den befürchteten 
Konsequenzen. Es ist aber im Gesetz zum Ausdruck gebracht, daß nur jene als 
Beamtenanwärter zu betrachten sind, wo der Bedarf in dem betreffenden Betrieb dafür 
vorhanden ist. Ist der Bedarf vorhanden, so ist es unentscheidend in der finanziellen 
Auswirkung, ob das Verhältnis kündbar oder unkündbar ist. Vielleicht [ist es] sogar 
günstiger, wenn die Entlohnung in dem starren Schema festgelegt ist. 

Mayr: Den Staat sollte es nicht interessieren, wie der Betrieb geführt wird. Es wird der 
Verwaltungsreform vorgegriffen und wir kommen aus dem Elend nicht heraus. 

Wilfling: In allen anderen Staatsbetrieben, Tabak, Druckerei, haben wir zahlreiche Arbeiter. 
Viele sind derart entlohnt, daß sie weit die Bezüge eines Beamten hinter sich lassen. 
Wenn sie die Stabilisierung anstreben, dann weiß ich nicht, wie die Besoldungsreform 
ausschauen wird. Es ist aber möglich, wenn ich den Arbeiter nicht in die 
Besoldungsordnung aufnehme, dann können diese Löhne, welche sich durch die 
Konjunktur herausgebildet haben, dann sich eine gewisse Zeit halten und ansteigen 
gegenüber den Bezügen der Beamten in der Dienstordnung. Der Zustand ist aber 
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unhaltbar, wenn aus diesen Arbeitern auch Beamte werden. 
Pesta: Es steht im Gesetz, daß nur in der untersten Stufe angefangen werden kann. Bei der 

Überführung muß er durchgerechnet werden und er kommt in die Gehaltsstufe. Aber 
in Hinkunft wird der Arbeiter trotz noch so hoher Löhne in der niedrigsten Gruppe 
eingestellt, gleichgültig welchen Lohn er bis dahin hatte. 

Gärtner [Gertscher]: Die Eisenbahnen sind nicht ein rein privatwirtschaftlicher Betrieb, sie 
haben auch volkswirtschaftliche Aufgaben. Unser Personal ist schon jetzt im 
Beamtencharakter gestanden und [wir] können ihnen diesen Charakter jetzt nicht 
nehmen. Außerdem ist [es] in Deutschland dasselbe, dort sind sie in das allgemeine 
Staatsbesoldungsgesetz aufgenommen. Das Verhältnis ist also nicht zu vergleichen mit 
den Arbeitern der Tabakregie. 

Wir haben das Pers[onal] schon jetzt nach einem gewissen Zeitpunkt stabilisiert. 
Das soll jetzt vereinheitlicht werden mit einer Kürzung, die finanziell nicht in die 
Waagschale fällt. 

Reisch: Es ist nicht einzusehen, warum eine Herabsetzung erfolgen soll. Es sollte wenigstens 
der jetzige Zustand aufrecht erhalten werden. 

Gärtner [Gertscher]: Die Abkürzung ist eine langjährige Forderung, sie ändert aber an dem 
Verhältnis nichts. Es kostet zwar einige Millionen -. 

Wilfling: [Es bestehen noch] zwei Hauptbedenken: 
[Das erste betrifft] die Rückwirkung vom 1. Jänner 1920 [an]. Gegen diese 

Forderung läßt sich nicht ankämpfen. Es ist eine schwere Belastung von 350 
M[illionen] Kronen für den Staat für das erste Halbjahr '20. Es wird eine große 
Nachzahlung zu leisten sein. Das ist finanziell eine unangenehme Sache, weil jeder 
Eisenbahner eine großen Barbetrag bekommt. Ich glaube, daß hier die Lage aber 
infolge gewisser nicht rechtsverbindlicher Versprechungen der früheren Regierungen 
[so] ist, daß die Eisenbahner den Eindruck gewonnen haben, die Besoldungsreform 
muß mit 1. Jänner in Kraft treten. 

Das zweite schwere Bedenken besteht gegen die Art der Überführung. Diese 
verursacht eigentlich die hohen Kosten der Besoldungsreform. Sie ist derart gedacht, 
daß die Angestellten nicht [in die Gruppe] überstellt werden, in die sie nach der 
Verwendung gehören, sondern derart, daß man für die Vergangenheit ein ideelles 
Schema gewisser Beförderungsfristen annimmt. Danach wird er durchgerechnet, wie 
wenn die Besoldungsordnung bei Eintritt in den Dienst mit ihren Sätzen schon 
gegolten hätte. 

Auf der anderen Seite ist der Umstand wichtig wegen der Rückwirkung auf unser 
Personal. Wir müssen rechnen mit einer Rückwirkung auf die allgemeine 
Besoldungsreform. Es wird das bewirken, daß alle Beamten mit längerer Dienstzeit, 
wenn sie auch [in] der Zeit wegen Untüchtigkeit nicht vorwärts gekommen sind, so 
vorwärts kämen wie die Tüchtigen. [...] Dienstzeit hat, gleichgültig ob er schlecht oder 
nicht qualifiziert war, wird durchgerechnet nach dem Schema und überflügelt den 
anderen deshalb, weil er eine längere Dienstzeit hat. 

Dieses System, [auch] wenn dessen Schaden von der Staatsbahnverwaltung 
getragen werden könnte, ist bei unserer Besoldungsreform unanwendbar. Das würde 
die Verwaltung ganz in Unordnung bringen und jeden Ehrgeiz ertöten. Die Beamten 
würden sich das auch nicht gefallen lassen. Insbesondere ist es schwer erträglich, daß 
große Differenzen sich ergeben. Es können sich ungeheure Differenzen ergeben und 
solche Sprünge, daß sie Beträge von 10.000 Kronen und mehr gewinnen. 

Es könnte eine Begrenzung dessen, was der einzelne gewinnen kann in einem 
Prozentsatz des derzeitigen Gehalts [festgesetzt werden]. Nach der Besoldungsreform 
wird es bemessen mit 20 %. Ich weiß nicht, ob wir damit durchkommen. Als Grundsatz 
würde ich vorschlagen, daß eine Grenze gefunden wird, etwa mit 30 %. Sonst führt 
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das System zu Dingen, die nicht beabsichtigt sind und sich rein mechanisch ergeben. 
Die Durchrechnung ist eine Zeitbeförderung für die Vergangenheit und das ist 

gefährlich, wenn man die Zukunft auf die reine Verwendung aufbaut. Bei uns wird eine 
Einigung des Personals auf dieser Grundlage nicht zustande kommen. Sie lehnen eine 
solche Durchrechnung ab. 

Pesta: Wenn die Durchrechnung drinnen ist, so ist es die Schuld Wilflings, der die 
Durchrechnung in der paritätischen Lohnkommission zusagte. Ich kann nur sagen, 
wenn ich die Durchrechnung zugestehen muß für die Diener und Unterbeamten, 
welche 70.000 betragen, so muß ich sie auch zugestehen für die wenigen Beamten. 

 
 
13. 
Wilfling: Notstands[beihilfe]. 
Miklas: Es wird sich auch wieder um die Lehrer handeln. In Wien sind sie dabei, auf dem 

Land müssen sie eigens berücksichtigt werden. 
Dasselbe gilt für die staatlichen Fonds. Dieselbe Zulage muß auch für die 

Angestellten der Seelsorgergeistlichkeit gegeben werden. 
Deutsch: Bezüglich der Militärberufspersonen: Zum Teil wird aufgenommen, zum Teil wird 

abgebaut. [Man sollte sagen]: Alle jene, welche im Juli die normalen Bezüge erhalten 
haben, werden beteilt. Dann bekommen - [werden] die in Aufnahme Begriffenen und 
die im Abbau Befindlichen nicht darunter fallen. 

[Man sollte sagen]: 'Jene Angehörigen der Wehrmacht, welche für den Monat Juli 
Bezüge erhalten haben.' 

Die Liquidierenden gehen mich nichts an. 
W[ilfling]: Bei den Militärpersonen im Dienst der Republik ist die Sache selbstverständlich. 
Deutsch: Sofern sie für den Monat Juli ihre normalen Bezüge bekommen haben, dann müssen 

sie die Aushilfe bekommen. Die Angehörigen der Wehrmacht, welche für den Monat 
Juli [ihre Bezüge] bekommen haben, bekommen die einmalige Aushilfe. Der Abbau 
geht immer monatsweise vor sich. 

'Aktive Angehörige der Wehrmacht, welche am 1. Juli ihre normalen Bezüge 
erhalten haben, haben Anspruch auf die Beihilfe.' 

'Angehörige der Wehrmacht haben, sofern sie im Monat Juli '20 aktiv - im Monat 
Juli die normalen Bezüge erhalten haben, haben Anspruch auf die Beihilfe.' 

Mayr: Die Lehrer gehen die Länder an und bekommen die Aushilfe -. 
Miklas: Für die Geistlichen bekomme ich die Ermächtigungsklausel? 
Mayr: Wie der Finanzminister der Ermächtigung nachkommt, ist seine Sache. 
Reisch: Solche Sachen wurden sonst mit [einem] Gesetz gemacht, das auch Vorsorge für die 

Bedeckung trägt. Die Zustimmung des Hauptausschusses muß publiziert werden. Der 
Kabinettsrat hat mit Zustimmung des Hauptausschusses beschlossen -. 

 
 
14. 
Miklas: -. 
 
 
15. 
Deutsch: Patrouillenboote. 
[Reisch]: Statt 'unbeschadet' 'unvorgreiflich'. 
 
 
16. 
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Miklas: Das Stift Schlägl, das einen Besitz über der Grenze um 2,000.000 Kronen zu Inv. -. 
 
 
[Nächste Sitzung]: Mittwoch, 2 Uhr. 
 
 
 

[KRP 207, 23. Juli 1920, Stenogramm Fenz] 
 
207., 23. /7. '20. 
 
1. 
Pantz: Glesinger. 

[Es ist eine] unangenehme Situation für das Staatsamt für Landwirtschaft, weil das 
Staatsamt gerade seinerzeit den Antrag gestellt [hat], die alten Abstockungsverträge 
nicht für verbindlich zu erklären. 

Nun hat sich in der Zwischenzeit [nach den Auskünften], die wir aus dem Staatsamt 
für Justiz und der Finanzprokuratur eingeholt haben, eine Verschiebung ergeben, 
indem manche Staatsämter [bei Verträgen], die für sich - [sie] günstig waren, dafür 
optiert haben. Die Judikatur ist etwas schwankend geworden. Das Staatsamt für Justiz 
und die Finanzprokuratur haben geraten, [einen] Prozeß zu vermeiden und womöglich 
[einen] Vergleich zu schließen. Aus diesem Gesichtspunkt [wurde] der Nachtrag 
[versucht]. [Am] 28. Mai [wurde ein] Subkomitee eingesetzt, das Ergebnis liegt dem 
Kabinettsrat vor. 

Der Grund zur Dringlichkeit liegt darin, daß Gl[esinger] erklärt hat, [daß er] nicht 
weiter zuwarten will und uns klagen will. Man müßte hierbei fürchten, daß 
Gl[esinger], da er [den Anspruch auf] eine Nachlieferung von 150.000 Festmetern 
behauptet, eine Sicherstellung verlangen wird. 

Ellenbogen: Über das Nachtragsübereinkommen ist nichts zu sagen - was an Unvorsichtigkeit 
geleistet wurde. Wir müssen die unangenehmen Folgen des damaligen Vertrages 
tragen. Daß Gl.[esinger] die Situation ausnützt, kann ich begreifen, [aber] ich teile 
nicht die Ängstlichkeit des Staatsamtes für Landwirtschaft. 

Es ist doch eine einheitliche Judikatur der Gerichte in Bezug auf 
Lieferungsverträge zu konstatieren. Es haben die Gerichte sich angewöhnt, die 
Unverhältnismäßigkeit der Leistung der Unmöglichkeit nach § 888 ABGB 
gleichzustellen. Wenn auch die Kabinettskonferenz diese Wünsche aufgestellt hat und 
gesagt hat, die wird der Gl.[esinger] erfüllen - was auch eingetreten sind - [ist], so 
sind die Zugeständnisse Gl[esingers] ein Zeichen, daß er trotz allem nicht von 
vornherein gehofft hat, auch noch mit einem so guten Vertrag jetzt fortzukommen. 

Ich bin weit entfernt von jeder demagogischen Ausschlachtung einer solchen Sache, 
aber wir sind der Öffentlichkeit verantwortlich. Es wurde schon vom Haus eine 
Untersuchungskommission beantragt, wir werden auch diesen Vertrag verantworten 
müssen. Der Preis scheint viel zu niedrig gestellt zu sein. Da wir nach dieser Hinsicht 
eine Verantwortung tragen und auf der anderen Seite nicht das Interesse haben, 
Gl.[esinger] gar so glatt herauskommen zu lassen, so gibt es doch noch einen Weg, 
etwas im Staatsinteresse herauszuschlagen. 

Die staatlichen Industriewerke bedürfen zu ihrer Produktion Holz. Es wäre dem 
Gl[esinger] nahezulegen, daß er zum Zwecke eines Lieferungsvertrages von 
geschnitten Holzarten mit den staatlichen Industriewerken in [eine] Verbindung trete, 
z. B. [in Form einer] Gesellschaft mit gem.[einwirtschaftlichem] Charakter. Er hätte 
die Säge, der Staat den Lieferungsvertrag als Apport einzubringen. 
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Daß Gl[esinger] zu einem solchen Abschluß bereit wäre, geht aus einem 
vorläufigen Übereinkommen hervor, das er mit den staatlichen Industriewerken 
geschlossen hat. 

In diesem Fall können wir auch diese Verträge, die jetzt vorliegen, rechtfertigen 
vor der Öffentlichkeit. Das wird auch keine Verzögerung verursachen. 

Antrag: Es werden das Staatsamt für Handel und [das Staatsamt] für 
Landwirtschaft ersucht, in diesem Sinne mit Gl.[esinger] das Zustandekommen eines 
in diesen Grenzen gehaltenen Vertrages - abzuschließen. 

Heinl: Der ursprüngliche Vertrag ist ein öffentlicher Skandal. Ich bin [wie Ellenbogen] auch 
der Meinung, daß aus dem Gl.[esinger] schon noch etwas herauszuholen ist und bin 
ihm dankbar, daß er die Notwendigkeit, die staatlichen Industriewerke mit Holz zu 
versorgen, angesprochen hat. Wir werden allerdings nicht nur von Gl[esinger], 
sondern auch aus den Staatsforsten Nutzholz herausbringen müssen. 

Ich schließe mich dem Antrag Ellenbogens an, daß der Gl[esinger]-Vertrag eine 
Vorgenehmigung erhält für den Fall - jedoch nur unter der Voraussetzung, daß 
Gl.[esinger] einen Lieferungsvertrag abschließt. 

Roller: -. 
Pantz: Nach dem ursprünglichen Vertrag zahlt Gl.[esinger] -. 

Der Grund, warum Gl.[esinger] sich sehr bewirbt, möglichst rasch jetzt Holz zu 
bekommen, liegt daran, weil seine Säge jetzt nicht mit Holz dotiert ist. 

[Soll gesagt werden], der Kabinettsrat soll - [kann] nur zustimmen, wenn 
Gl.[esinger] sich in eine direkte gesellschaftliche Verbindung mit den Industriewerken 
setzt? Oder wenn er sich verpflichtet, Holz an die Industriewerke zu liefern? 

Miklas: Ich bin nicht gegen den Abschluß des Vertrages, [man soll ihn] schließen mit 
Einschluß der Klausel Ellenbogen-Heinl. 

Es ist aber nicht allen bekannt, daß es sich um Religionsfonds-Forste handelt, die 
sich in der Verwaltung des Staatsamtes für Landwirtschaft befinden. Mein Ressort hat 
damit nichts zu tun, ist aber moralisch interessiert an dem möglichst hohen Ertrag, der 
aus einem solchen Handelsgeschäft erzielt wird. 

Ich muß [den Staatsämtern für] Handel und Ackerbau die Verantwortung 
überlassen bezüglich der Höhe des Kaufpreises - 8 ½ Frc., ich kann selbst für den 
meritorischen Inhalt des Vertrages keine Verantwortung übernehmen. Ich muß auch 
für die Höhe der Staatszuschüsse an den Religionsfonds [die Verantwortung] den 
anderen Ressorts überlassen. 

Roller: Mir scheint 8 ½ Frc. zu gering. 
Pantz: Wenn der Frc. auf -. 
Heinl: Wenn wir den Vertrag mit Gl.[esinger] nicht abschließen, so riskieren [wir] eventuell 

einen Schadenersatz-Prozeß, dessen Ausgang unsicher ist. Daher müssen wir trachten, 
herauszukommen. 

Was die Anregung Ellenbogens anbelangt, so lege ich momentan nur Wert darauf, 
daß Industriewerke Rohstoffe bekommen. 

[Beschluß]: Der Vergleich vom 20. V. '20 mit den Änderungen von Juli 1920 [wird 
genehmigt], unter der Bedingung, daß eine Sicherstellung von Holz für die staatlichen 
Industriewerke erfolgt. 

Zunächst ist die Form einer Verbindung Gl.[esinger] mit den Industriewerken als 
gemeinwirtschaftliche Anstalt, eventuell in Form von Lieferungsvertrag. 

Angenommen. 
 
 
8. 
[Zugezogen]: Reich, Schneller. 
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Heinl: Militärgeographisches Institut. 
Ellenbogen: Ich bin in Bezug auf die provisorische Form einverstanden. Ich möchte aber 

hinzufügen, daß ich ersuche - den prov[isorischen] Charakter des Beschlusses in der 
Form fixiert sehen möchte, daß 1.) eine gewisse Frist, etwa 6 - 8 Wochen - bis zur 
Durchführung festgesetzt wird und [2.)] in der Zwischenzeit keine präjudiziellen 
Änderungen getroffen werden. 

Ich halte es nämlich für ausgeschlossen, daß dieser Betrieb als Staatsbetrieb 
fortgeführt wird, da er als Staatsbetrieb nur [ein] Defizit ergeben würde. 

Was die Frage, ob das eine oder das andere anbelangt, so stehe ich hier auf dem 
Standpunkt, daß ich die "Anstalt" für das Richtigere halte, weil der Staat, wenn es eine 
Anstalt wird, einen ungeheuren Apport mitbringen würde und auch - während die 
privaten Unternehmer, die anzuschließen wären, eigentlich gar nichts einzubringen 
hätten. Ein Monopolinstitut Privatleuten zu übergeben, schiene mir doch unbillig. 
Aber darin stimme ich überein, die Zeit bis 1. X. [verwendet werden soll], die Sache 
nach allen Richtungen - zur Klärung ausgenützt wird. 

Der Vermessungsteil muß natürlich unter allen Umständen als staatliches Amt 
bleiben. 

Heinl: Das Vermessungspersonal wird sofort in den Staatsdienst übernommen, das übrige 
Personal soll nur provisorisch in den Staatsdienst übernommen [werden]. 

Reich: Es ist richtig, daß wenn wir das Pers[onal] jetzt bis 1. IX. übernehmen, so ist das wohl 
ein Def.[initivum]. Wenn -. 

Schneller: Deutsch muß bei der Forderung bleiben, das .... 
Heinl: [Ich] wäre dankbar, wenn Schn[eller] diese Ausführungen bei den Verhandlungen 

vorbringt. Der heutige Kabinettsratsbeschluß wird dem nicht präjudizieren. 
[Beschluß]: Angenommen - mit den Zusätzen [vom] 1. X.; in der Zwischenzeit kein 

präj[udiziellen] organisatorischen Maßnahmen. 
 
 
Breisky: Der Kabinettsrat hat gesagt, daß ich unmittelbar nach Fertigstellung des Textes der 

Vollzugsanweisung sie dem Kabinettsrat vorzutragen [habe]. 
Wenedikter: -. 
Ruber: -. 
Wenedikter: Der Entwurf faßt die drei Vollzugsanweisungen in eine zusammen und 

berücksichtigt die Änderungen, die aufgrund - in der neuen Wahlordnung 
vorgenommen wurden. 

Erläutert diese Abänderungen. 
Deutsch: Man kann sich nicht vertiefen, [aber] die Sache kommt ja in den Hauptausschuß. 

Entweder man stellt es zurück oder man verweist es an den Hauptausschuß ohne 
Stellungnahme. 

Grimm: Ad § 24 und 25. 
Es ist also nicht daran gedacht, schon eine Pflicht des Staates zu konstruieren? Das 

ist ausgelassen (§ 25). 
Breisky: Der Kabinettsrat möchte die Ermächtigung geben, es an den Präsidenten 

weiterzuleiten. Eine meritorische Zustimmung soll darin nicht liegen. 
Angenommen. 
 
 
2. 
Mayr: Die Note vom 19. Juli der Reparations-Kommission bezieht - [beschäftigt] sich 

vornehmlich mit der Vermögensabgabe. Am Schluß der Note wird aber erklärt, daß 
die von der Regierung gewünschte Interpretation des Artikels 2 der Note [vom 21. 
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Mai] nicht erteilt wird und [man] erblickt im Artikel 3 keine Zweideutigkeit. [Dann 
heißt es]: "Wir sehen uns daher gezwungen, [zu ersuchen, daß] die Note vom 21. Mai 
'20 binnen kürzester Zeit in der Amtszeitung oder als Nachhang -. Wir behalten uns 
alle Rechte vor ...' 

Sie verlangen also energisch die Veröffentlichung der Note vom 21. V. und lehnen 
die Änderung [ab]. Ich stelle den Antrag, daß die Regierung [diese Note] jetzt in den 
Wiener Zeitungen veröffentlicht. 

Reisch: Ich glaube, daß die RC [Reparations-Commission] keinen besonderen Wert auf 
Veröffentlichung legt. Es ist nur eine Antwort auf meine Erklärung, daß man nicht 
[eine Note] zitieren kann ohne [sie] zu publizieren. Sie lehnen auch nicht [eine 
Besprechung des] Artikels 2 ab, sie sagen -. 

Ich stelle mir die Sache so vor, daß wir diese Note vom 21. V. gelegentlich 
beantworten nach der Rücksprache wegen Artikel 2. Die Reparations-Commission legt 
keinen Wert auf die amtliche Publikation. Wir können sie [aber] nicht publizieren 
ohne den Artikel auth[entisch] zu interpretieren. Die Verhandlungen wegen der 
Interpretation des Artikels 2 sind ja im Zuge. 

Mayr: Sie lehnen ja eine Änderung des Textes des Artikels 2 ab und verlangen die 
Publizierung. 

Reisch: [Ich] stelle den Antrag: Die Publikation [ist] sogleich nach der Interpretation des 
Artikels 2 durchzuführen und die Verhandlungen [sind] daher fortzusetzen. Wenn sie 
dann urgieren, so soll man [die Note] publizieren. 

Hanusch: [Ich] bitte, die Veröffentlichung nur dann zu veranlassen, wenn wir unbedingt 
gezwungen sind, weil das sehr präj[udizierend] ist für alle künftigen ev[entuellen] 
Noten. Die Verhandlungen sollen weiter gepflogen werden, die Veröffentlichung -. 

Miklas: Ich bin auch dafür, daß wir nur gezwungenermaßen publizieren. [Ich] bin auch 
einverstanden mit der Fortführung der Verhandlungen. 

Nur weiß ich nicht, was damit erreicht werden soll mit diesen Verhandlungen. Der 
Text der Verhandlungen wird vor wie nach den Verhandlungen der gleiche sein und 
wir werden nur wieder vor dem Diktat stehen, zu veröffentlichen. 

Sollen wir nicht besser [erwägen, sie] ohne Zwang, sondern aus einem anderen 
Grund, nämlich wegen der Zitierung im Gesetz, zu veröffentlichen? Es wäre dies ein 
anderer Anlaß als der Zwang. 

Reisch: Ich glaube nicht, daß die Reparations-Commission ihrerseits ein Interesse hat an der 
Publizierung, sondern nur ich habe auseinandergesetzt, daß man die Klausel nicht 
aufnehmen kann ohne Publikation. Jetzt sagen sie, publiziert sie halt. 

Wir sollen die Note bestätigen und konstatieren, daß Artikel 2 dahin zu verstehen 
ist, daß Inv[estitions]darlehen ohne weiteres zu gestatten sind und staatliche Verkäufe 
unberührt bleiben, wenn sie nicht an ausländische Gruppen erfolgen. 

Mayr: Die Reparations-Commission verlangt ganz dezidiert die Verlautbarung. 
Hanusch: Ich habe auch die Empfindung, daß uns die Reparations-Commission zwingen 

wird. Wir werden noch öfter in die Gelegenheit kommen, widerspenstig zu sein. Wenn 
wir sofort jedes Schriftstück als Befehl ansehen, so werden wir auf eine schiefe Ebene 
geraten. Die Reparations-Commission soll sehen, daß wir auch widerspenstig werden. 

Miklas: Wir werden gewiß noch oft hart sein [müssen] gegen Forderungen der Reparations-
Commission. Wir haben aber hier die Note schon eingeführt in die österreichische 
Gesetzgebung. Wir sollen das zum Anlaß nehmen und nicht die Note der Reparations-
Commission. Wir tun es [...]. 

Grünberger: Sie ist schon veröffentlicht, aber nur schwer zu finden (Beilage des 
Budgetausschusses). Man könnte sagen, sie ist schon veröffentlicht. 

Mayr: Sie verlangen eine amtliche Veröffentlichung. 
Breisky: Vielleicht sollte man [sie] einfach mit Beziehung auf die Zitierung veröffentlichen. 
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Deutsch: Es ist bedauerlich, daß Renner nicht anwesend ist. Ich verstehe nicht, warum wir 
[sie] nicht veröffentlichen sollen. Der Inhalt ist doch schon jedem bekannt. 

Mayr: Ich muß der Reparations-Commission eine Antwort geben, außer die Veröffentlichung 
erfolgt. 

Grünberger: Vielleicht könnte man in der amtlichen Publikation darauf hinweisen, daß sie 
schon veröffentlicht ist mit Bezug auf die Klausel im Gesetz. 

Reisch: Die Note enthält einen ganz unmöglichen Artikel 2. Wenn wir das so glatt 
veröffentlichen, so haben wir einen Sturm der Länder und Gemeinden. 

Deutsch: Selbst wenn ein Sturm entsteht, so wird es ja nicht besser, wenn wir eine 
unabänderliche Tatsache verschweigen. Ich bin der Meinung, man soll sie 
veröffentlichen, unter welchem Vorwurf - [Vorwand] immer. 

Grünberger: Der Sturm der Länder hätte doch schon beim ersten Mal losgehen müssen. 
Reisch: Wir können es nicht gut publizieren, weil Goode beim Empfang gesagt hat, man weiß, 

daß Österreich noch Aufklärungen verlangt. 
Ellenbogen: Ich habe das letzte Mal die Anregung gegeben, daß ein Artikel aus der Feder des 

Sektionschef Schüller erscheinen soll. Dieser Artikel würde eigentlich dem Commentar 
entsprechen. 

Grünberger: Die Note soll im Einvernehmen mit dem Gesetz wiederholt werden; gleichzeitig 
ist ein aufklärender Artikel zu schreiben, in dem bereits auf die Tatsache hingewiesen 
wird, daß der Artikel 2 erst einer gegenseitigen Interpretation noch bedarf und sie im 
Wege ist. 

[Beschluß]: Zustimmung, [1.)] daß [die Note] veröffentlicht wird; 
[2.)] [sie im] Zusammenhang mit den beschlossenen Finanzgesetzen kundgetan 

wird; 
[3.)] [ein] aufklärender Artikel. 
Bevor das getan wird, wäre Renner [noch Gelegenheit zu geben, sich] zu äußern. 
Die Veröffentlichung besorgt die Staatskanzlei. 

 
 
4. 
Deutsch: Heinl hat verlangt, daß vorher noch die Länder gehört werden. [Ich] verwahre mich 

dagegen, weil ich eigentlich berechtigt wäre, [es] sogar ohne Kabinett zu machen. Ich 
tue es aber, um ein Entgegenkommen zu zeigen. 

 
 
5. 
[Grünberger]: Loewenfeld-Ruß hat eine beträchtliche Mehllieferung in Aussicht gestellt, 

hierbei aber nicht an eine unentgeltliche Mehllieferung gedacht. Die Amerikaner 
haben gemeint, [die Überlassung erfolge] kostenlos (4.840 Tonnen). Die 
Weiterführung ihrer Aktion sei nur bei kostenfreier Überlassung möglich. 

Nach unserer jetzigen Kalk[ulation] würde die angesprochene Mehlmenge einen 
Betrag von 125 Mill[ionen] Kronen in Anspruch nehmen. Nichtsdestoweniger muß ich 
wegen der Bedeutung der Aktion beantragen, daß man dem Petit Folge gibt. Die 
Aktion ist ein Werk Hoovers, der sehr viel für uns getan hat. 

Vielleicht könnte man, wenn es zur Finanzierung kommt, sagt -. 
Ich bitte um die Zustimmung dazu, daß der Kinderhilfsaktion die 4.840 Tonnen 

kostenfrei überlassen werden unter der Bedingung, daß sie die übrigen Lebensmittel 
gratis beistellen. Eine Erhöhung würde auch in dem Fall nicht [erfolgen], wenn [die 
Zahl] über 200.000 Kinder geht. Dem Staatsamt für Volksernährung wäre die 
Kontrolle über die Verwendung des Mehls einzuräumen. 

Tandler: Ich bin nicht dagegen. Aber vor dem Volk steht die Regierung immer [so] da, daß 



207 - 1920 - 07 - 23 

53 
 

sie sich immer beschenken läßt und außerdem ?Schauer-Briefe schreibt. 
Man erfährt eigentlich nie bei der Kinderhilfsaktion, was leistet Österreich und was 

leistet Amerika? Wenn man den Amerikanern jetzt wieder 125 Mill[ionen] gibt, so 
haben die Steuerträger Österreichs ein Recht, [zu erfahren], was Österreich für die 
Kinder tut. 

Der Kabinettsrat sollte das Volk von Österreich über die Leistungen Österreichs 
für die Kinder unterrichten. 

Grünberger: [Ich] begrüße das auf das wärmste. Wir haben aber wiederholt festgestellt, daß 
die österreichische Regierung schon ungemein viel getan hat für die Hilfsaktion. 

[Ich] bitte um die Genehmigung, daß ich [den Gegenstand zum Anlaß nehme], mit 
der Präsidentschaftskanzlei Fühlung zu nehmen, daß man die Bedingung [daran] 
knüpft, daß [es] veröffentlicht wird, daß man das Mehl liefert und was es kostet. 

Reisch: Die Erwartung, daß die Präsidentschaftskanzlei etwas weiß, wird nicht zutreffen. Es 
wird aber nicht gut angehen, das der Bevölkerung so ohne weiteres mitzuteilen wegen 
der Empfindlichkeiten. 

Grünberger: Ich würde die Veröffentlichung nicht ohne Wissen der amerikanischen Aktion 
machen. Ich würde sagen, daß aus unseren Mehlbeständen so und so viel zur 
Verfügung gestellt wurde. 

Tandler: Wie die Sache selbst durchzuführen ist, weiß ich nicht. Aber eines ist sicher, daß es 
so nicht weitergeht. Unser Staat gibt sehr viel Geld im sozialpolitischen Sinn [aus] 
unter der Etikette des Auslandes. 

Grünberger: Wenn ich sicher wäre, daß Hoover weiß, daß ich von diesen 200.000 Tonnen 
[4.]840 hergeben muß - ich glaube, er weiß es nicht. 

[Beschluß]: Der Bericht [Grünbergers] wird zur Kenntnis genommen und sein Antrag, in der 
ihm geeignet scheinenden Weise über die Leistungen unseres Staates zu 
veröffentlichen, angenommen. 

 
 
Reisch: Vorkriegsschulden. 

Die französische Regierung hat die österreichische Regierung über Verhandlungen 
zu Modif[ikationen] [eingeladen]. 

[Ich] habe natürlich wenig Hoffnung, daß die Verhandlungen dazu führen werden, 
daß unsere Bedingungen akz[eptiert] werden. Ich muß [daher] um die Genehmigung 
bitten, nicht nur den Vertrag, so wie er vorliegt, zu unterzeichnen, sondern auch, wenn 
er zu unseren Ungunsten verändert wird, wenn er im Interesse Österreichs liegt. Es 
kann sich nur [darum] handeln, eine Verbesserung gegenüber dem Friedensvertrag zu 
erzielen. 

Eine neuerliche Berichterstattung an den Kabinettsrat wird nicht mehr möglich 
sein, weil sie darauf bestehen, daß der Vertrag vor dem 16. VIII. '20 zustande kommt. 
Auch gehen - [werden] die maßgebenden Funktionäre schon am 1. August auf Urlaub 
gehen. Ich muß daher am Montag mit Hammerschlag und Rosenberg [nach Paris 
fahren]. 

[Ich] bitte um die Ermächtigung, diese Verhandlungen zu führen und nach 
Maßgabe des Ergebnisses dieser Verhandlungen das Vertragsinstrument zu 
unterzeichnen. 

Deutsch: [Wir] bitten nur um eine Verständigung, wenn die Verhandlungen in ein 
entscheidendes Stadium treten. 

Reisch: Ich werde den Entwurf hier lassen und werde auf telegraphischem Weg die 
wichtigsten Änderungen nach Wien melden. 

Die Interessenten werden natürlich nie zufrieden sein und sehen nur eine Lösung: 
Daß der österreichische Staat die Differenz zahlt - was aber die Franzosen ablehnen, 
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weil ihnen der österreichische Staat nicht gut genug ist. 
Miklas: Es bleibt nichts anderes übrig, als Reisch die Verantwortung zu überlassen. Man 

wird auch in Paris unterzeichnen müssen, vorbehaltlich der Genehmigung des 
Kabinettsrates. Ich bin aber auch mit der endgültigen Unterzeichnung einverstanden. 

Es beweist die finanzielle Situation gegenüber Frankreich, daß das vielgepriesene 
Wohlwollen nur ein Aushängeschild, [ein] Schild ist und wir in Wirklichkeit bis auf 
das Hemd ausgezogen werden. 

Wenn ich mir die Eventualität vorstelle, daß nach dem 16. VIII. das französische 
Privatkapital die Schuldner auspfändet und damit die Unternehmungen in ihren Besitz 
bringt, bitte ich zu erwägen, ob man sich nicht in einen solchen Situation um 
kapitalkräftige Helfer umschaut. 

Ich wäre dafür, vielleicht doch zu versuchen, ob die Garantie für die 
Privatschulden in Frankreich, wenn schon der österreichische Staat nicht gut ist, von 
Amerikanern verlangt werden [könnte]. Es wäre besser, die Amerikaner oder 
Engländer setzen sich herein als die Franzosen. Wir werden sonst eine Dependance 
Frankreichs, bzw. der von Frankreich geleiteten Großbetriebe der Čechoslovakei. 

Reisch: Wenn wir den Vertrag bis 16. VIII. nicht zustande bringen, so tritt dieser Zustand, 
den Miklas gekennzeichnet hat, ein. 

Wir bemühen uns auch, fremdes Kapital zu gewinnen. Die Morgan-Gruppe war 
hier. Sie kommen jetzt wieder nach London und Amsterdam mit der Absicht, die 
österreichischen Geschäfte fortzuspinnen. Aber mit der Zumutung, für die 
Vorkriegsschulden österreichischer [Schuldner] Garantien zu übernehmen, können 
wir ihnen nicht kommen. 

Es handelt sich um 5-6 Milliarden Kronen. 
Mayr: Ermächtigung zu Verhandeln - angenommen. 

Wenn möglich, Berichterstattung über die wesentlichen Änderungen. 
 
 
6. b) 
Reisch: Gesetzesbeschluß des niederösterreichischen Landtags. 
Angenommen. 
 
 
6. c) 
Reisch: Kapitalsbeteiligung. 
Deutsch: Ich bin ganz einverstanden mit diesem Wege. Ich glaube aber, daß es sich 

empfehlen würde, daß [wir] den Herren [zwar] eine Rem.[uneration] geben, die 
Beamten müssen eine Rem.[uneration] erhalten, aber es muß die Summe aller 
Rem.[unerationen] nicht das ausmachen, was wir einnehmen. Es soll nicht das ganze 
Erträgnis aufgeteilt werden. 

[Beschluß]: Angenommen - mit dieser Beschränkung. 
 
 
7. 
Breisky: Vorarlberg. 
Angenommen. 
 
 
Breisky: Wir haben am 31. VII. wegen der Übergabe von Feldsberg und Gmünd in 

Verhandlungen zu treten. 
Die niederösterreichische Landesregierung schlägt Alex[ander] Zedtwitz vor. 
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Miklas: -. 
//[Am Rand]: Österreichischer Vertreter für die von der č[echoslovakischen] Regierung 
vorgeschlagene Kommission zur Übergabe der Verwaltung der Gebiete von F[eldsberg] und 
G[münd] zu unterhandeln.// 
 
 
9. 
Pesta: -. 
Wilfling: -. 
Pesta: Der Entwurf ist nicht vollständig weil der Motivenbericht fehlt. 

[Zur] geschichtlichen Entwicklung über das Zustandekommen des Gesetzentwurfes. 
Bereits vor dem Umsturz war die Besoldungsreform ein Projekt der Angestellten, 
welches mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse im Eisenbahndienst 
akt.[ueller] war als woanders. Insbesondere haben die Kriegsverhältnisse dazu 
geführt, daß vakante Posten hochqualifizierter Natur von anderen Angestellten 
versehen werden mußten. Das hat im Personal das Bewußtsein gestärkt, daß eigentlich 
die Entlohnungsverhältnisse, die bis dahin ausschließlich auf der Vorbildung 
aufgebaut waren - [dies] kein gerechter Grundsatz sei. Wenn dieselbe Leistung von 
einem mit einer - weniger Vorbildung Ausgestatteten versehen wird, so soll das Amt 
nicht schlechter bezahlt werden wegen mangelnder Schulzeugnisse. 

Nach dem Umsturz ist das noch eindringlicher vor Augen geführt worden. Es hat 
der damalige von Staats wegen eingesetzte Beirat die Forderung aufgestellt, man solle 
mit dem alten System brechen. Der letzte Anstoß war eine Streikbewegung im 
Frühling, bei welcher Gelegenheit das Personal eine öffentliche Regierungserklärung 
als Konzession davon getragen hat, indem Renner erklärt hat, daß bis Ende August die 
Besoldungsreform der Eisenbahner durchgeführt sein wird. 

Die Personalvertretungen mußten vorerst auf eine gesetzliche Basis gestellt werden 
und es war erst im August möglich, die erste Tagung des Zentralausschusses 
einzuberufen. Bis dahin wurde im Staatsamt an den Vorarbeiten gearbeitet und dieser 
Personalvertretung wurden die Grundzüge [dann] unterbreitet. Details waren noch 
nicht ausgearbeitet. Die P.V. [Personalvertretung] hat sich mit den Grundzügen 
einverstanden erklärt und sich dann selbst an die Arbeit gemacht. 

Die Schwierigkeit lag hauptsächlich darin, daß das ganze Entlohnungssystem im 
System eine Änderung erfahren mußte. Das Dienstklassensystem sollte aufgeräumt 
werden, die neue Besoldung mußte abgestellt werden auf die faktische 
Dienstverrichtung. Die Vorarbeiten des Staatsamtes haben dazu geführt, daß die 
verschiedenen Dienstverrichtungen in 14 Gruppen eingeteilt wurden. Im wesentlichen 
ist an dem System, das die Verwaltung vorgeschlagen hat, festgehalten worden. Der 
Entwurf enthält 19 Dienstverrichtungen, die in 19 Gruppen eingeteilt sind. An diese 19 
Gruppen sind die entsprechenden Lohnskalen angehängt. Jede nächsthöhere Gruppe 
hat eine höhere Lohnskala. 

Die Personalvertretungen haben sich mit der Reihung nun selbst befaßt. Das 
Bestreben jeder einzelnen Kategorie ging natürlich dahin, ihre Unentbehrlichkeit im 
Dienst darzustellen. Die Personalvertretungen haben sich auf eine Reihung geeinigt, 
die einvernehmlich mit der Verwaltung erfolgt ist. 

Die Differenzpunkte, die uns vom Personal scheiden, sind im Gesetzentwurf als 
Anmerkung angeführt. Ich kann nur den Antrag stellen, daß die Differenzpunkte von 
Seite der Staatsverwaltung nicht vertreten [werden] können, weil sie im Widerspruch 
stehen mit allen Grundsätzen der Staatsverwaltung und zu weitgehend sind. 

Schon im § 5 war ein Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen nicht zu 
erzielen. 
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Wenn an der im Gesetz vorgesehenen Stabilisierung nach zwei Jahren nicht 
festgehalten werden würde, so würde das das ganze Werk in Frage stellen. [Die 
Bestimmung ist] auch ganz ungefährlich, weil - im Gegenteil, es wird dadurch ein 
ruhiges Element erzielt. 

[Ich] bitte, in der Richtung - um die Zustimmung, daß in der Richtung keine 
Änderung eintritt. Das Staatsamt für Finanzen hat angeregt [eine] fünfjährige 
Kündigung. Ich bitte davon abzusehen. 

Antrag: Das Staatsamt für Verkehr soll den vorliegenden Entwurf schon im 
gegenwärtigen Zeitpunkt als Dienstvorschrift publizieren, wobei die formale 
Behandlung dem Gesetzgebungswege vorbehalten werden soll. Eventuell auch 
Vorlage an den Hauptausschuß. 

Deutsch: Die Parteien werden Zeit brauchen, sich das bis zur nächsten Sitzung anzuschauen. 
Antrag: [Man sollte von einer] Debatte absehen, bis dahin mit den Parteien 

sprechen und [es] dann [im] Kabinettsrat [besprechen] und eventuell dann dem 
Hauptausschuß vorlegen. 

Pesta: Ich hätte [den Antrag] nicht vorgelegt, wenn nicht die Situation etwas kritisch wäre. 
Das Plenum der Personalvertretung, welche aus sämtlichen Parteien zusammengesetzt 
[ist], hat diesen Entwurf angenommen. Die Resolution hat dahin gelautet, daß man 
vom Staatsamt erwartet, daß die Sache noch in dieser Session erledigt wird. 

Roller: Wir stehen wieder vor einem Druck. Die anderen Kategorien können diesen Druck 
nicht ausüben, sie brauchen [aber] die Besoldungsreform geradeso notwendig. Was 
wird es für einen Eindruck machen, wenn diese Besoldungsreform im Wege einer 
Dienstanweisung [in Vollzug] gesetzt wird, und wenn die anderen nichts bekommen? 
Ich gebe zu erwägen, ob nicht auch die Besoldungsreform der anderen Kategorien 
erledigt werden könnte. Das Studium -. 

Mayr: Wir können die Besoldungsreform der Eisenbahner, die schon weit vorgerückt ist, 
nicht mehr aufhalten. Um die Zwischenzeit zu vermindern, sollen wir uns [darauf] 
beschränken, den Bericht entgegen zu nehmen und mit unseren Parteien reden und in 
einer der nächsten Sitzungen dann [einen] Beschluß fassen. 

Deutsch: Ich möchte [davor] warnen, die Vorlagen alle verquicken zu wollen. 
Reisch: Die Anregung, heute keine Debatte zu führen, sondern die Sache in die Parteien zu 

bringen, würde die Finanzverwaltung mit ihren Bedenken vollständig präcludieren. 
Ich möchte doch die Anregung geben, daß das, was das Staatsamt für Finanzen [an] 
Bedenken hat, heute schon vorgebracht wird. 

Wilfling: Das eine Hauptbedenken ist die Stabilisierung nach zweijähriger Dienstzeit. Das 
Staatsamt für Finanzen verkennt nicht, daß [eine] Ablehnung unmöglich ist, möchte 
aber doch Wert darauf legen, wenn der Versuch gemacht würde, [daß] durch 
Verhandlungen mit der Personalvertretung eine Kündbarkeit nach der Stabilisierung 
vorgesehen wird. 

Pesta: Die Entlassungsmöglichkeit ist auch bei der Stabilisierung gegeben, bei 
Disziplinarvergehen. 

Reisch: Ich konstatiere, daß wir damit den Ruin der Staatsbahnen und vielleicht des Staates 
besiegeln. 

Mayr: Ich stehe auf dem Standpunkt einer Verfassungs- und Verwaltungsreform, daß alles, 
was [ein] staatlicher Betrieb ist, hat mit dem staatlichen Hoheitsrecht und mit 
Beamtentum nichts zu tun. Die Sachen der Angestellten sind so zu behandeln wie im 
Privatbetrieb. 

Miklas: Ich stimme dieser Anschauung bei. [Ich] möchte nur aufmerksam machen, daß auch 
die Pläne, die wir im Koalitions-Kabinett bezüglich der - [sollten] die staatlichen 
Hoheitsbeamten herausnehmen und alle übrigen separat behandeln wie in [einem] 
Privatbetrieb. 
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Pesta: Im Gesetz ist zum Ausdruck gebracht, daß ich nur jene als Beamtenanwärter 
betrachten kann, wo der Bedarf vorhanden ist. Wenn aber der Bedarf vorhanden ist, 
dann ist die Kündbarkeit oder Unkündbarkeit eigentlich irrelevant. 

Wilfling: Noch zwei Hauptbedenken: 
1.) Die Rückwirkung vom 1. I. 1920 [an]. Gegen diese Forderung wird sich 

allerdings nicht ankommen können. [Sie ist] allerdings finanziell sehr bedeutsam. 
2.) Schwere Bedenken [bestehen] gegen die Art der Überführung des Personals. Sie 

ist derart gedacht, daß die Angestellten nicht in die Gruppe überstellt werden, in die 
sie gehören, sondern in der Weise, daß man für die Vergangenheit annimmt ein 
ideelles Schema der Beförderungsfristen. [Das ist] finanziell von großer Tragweite 
[und] sehr wichtig auch wegen der Rückwirkung auf das übrige Personal. Und da 
steht die Sache doch ganz anders. Es werden alle Beamten, die eine lange Dienstzeit 
haben, auch deshalb weil sie faul waren, genauso fortkommen wie die, die tüchtig 
gewesen sind und daher höhere Bezüge haben. 

Ich bin der Ansicht, daß dieses System, wenn es schon die Staatsbahnverwaltung 
tragen kann, keinesfalls auf die anderen Beamten übertragen werden kann. Es würde 
das die Verwaltung ganz in Unordnung bringen und jede Spur von Ehrgeiz ertöten. 

Ich würde hier vorschlagen eine Grenze, damit das nicht ins Ungemessene geht und 
nicht einer bei der Überführung das Doppelte bekommt. Wir hätten vielleicht 
vorgeschlagen, vielleicht 30 % oder irgendeine andere Begrenzung. 

Pesta: Daß wir in dieser Situation sind, ist die Schuld Wilflings, der die Durchrechnung 
zugestanden hat. Die 70.000 Diener und Unterbeamten haben im 
Besoldungsübergangsgesetz die Durchrechnung; die Beamten sind nur 4 - 5.000, die 
kann man nicht ausschließen. 

Mayr: Ich stehe auf dem Standpunkt, man kann den Eisenbahnern als generelle Linie sagen, 
die Staatsbahnen [müssen sich] selbst erhalten. 

[Beschluß]: Antrag Deutsch angenommen. 
 
 
Wilfling: Notstandsaushilfe für die Staatsbeamtenschaft. 
Miklas: Es wird sich auch wieder um die Lehrer handeln. Die sind bei der Gemeinde Wien 

dabei, anders aber die Länder, die -. 
Ich setze voraus, daß auch die Ledigenzulage den Seelsorgern zuteil wird. 

Deutsch: Ich glaube, daß [man] jenen Berufsmilitärpersonen - Angehörigen der Wehrmacht 
es ausbezahlen [soll], die im Monat Juli ihre normalen Bezüge ausbezahlt erhalten 
haben. 

Wilfling: Bei den Militärpersonen, die im Dienst der Republik stehen, ist es ja 
selbstverständlich. Anders [ist es] aber bei den Abzubauenden. 

Deutsch: Den im Abbau Befindlichen, sofern sie im Monat Juli ihre normalen Bezüge 
bekommen haben, müssen auch -. 

Die akt.[iven] Angehörigen der Wehrmacht, die im Monat Juli ihre normalen 
Bezüge bekommen haben, haben auch Anspruch auf die Aushilfe. 

Sofern sie im Juli 1920 -. 
Reisch: Die Lehrer gehen mich nichts an. Bezüglich der Seelsorgegeistlichkeit wird die 

Ledigenzulage -. 
Angenommen. 
//[Am Rand]: Aufgrund des Beschlusses -. Der Kabinettsrat hat mit Zustimmung des 
Hauptausschusses beschlossen: -.// 
 
 
10. 
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Miklas: Durchführung des Friedensvertrages. 
Angenommen. 
 
 
Deutsch: Strompolizei. 
Reisch: Statt 'unbeschadet' 'unpräjudizierlich'. 
Angenommen. 
 
 
[Mayr]: Nächste Woche keine Sitzung. Sonst regelmäßig Mittwoch nachmittag, 2 Uhr. 
 
 
Breisky: 10 - Gnadengaben. 
Angenommen. 
 
 
Miklas: Ermächtigung, daß das Stift Schlägl einen Besitz, den es in Böhmen hat, um 2 

Millionen tsch[echoslovakische] Kronen verkauft. 
Genehmigt unter Vorbehalt der Zustimmung des Staatsamtes für Finanzen. 
 
¼ 7 Uhr. 
 
 
 




























































































































































































































